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Vorwort. 


Mit  der  fortschreitenden  Verindustriealisierung  unserer  Er- 
werbsproduktion ist  ein  Problem  immer  größer  und  immer  dro- 
hender herangewachsen:  Die  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen.  Die 
»proletarische  Reservearmee«  wird  namentlich  in  den  Industrie- 
zentren in  winterlichen  Krisenzeiten  immer  stärker  und  stärker, 
und  die  Frage  nach  Beseitigung  dieser  atra  cura  unserer  vorwärts- 
schreitenden Volkswirtschaft  steht  schon  seit  Jahren  im  Vordergrund 
jeder  politischen  und  wirtschaftspolitischen  Diskussion. 

Die  vorliegende  Arbeit  verdankt  ihre  Entstehung  einer  Anre- 
gung des  verstorbenen  Herrn  Professors  Dr.  Schachner,  Jena. 
Sie  will  beitragen  zur  Lösung  des  gekennzeichneten  Problems. 

Es  ist  mir  an  dieser  Stelle  ein  Bedürfnis,  allen  zu  danken, 
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waren.  Besonderen  Dank  schulde  ich  dem  Herrn  Beigeordneten 
Dr.  Most,  Düsseldorf,  der  mir  in  liebenswürdigster  Weise  sein 
reiches  Material  zur  Verfügung  stellte. 

Eine  äußerst  angenehme  Dankespflicht  muß  ich  sodann  noch 
hier  erfüllen:  für  die  wirksame  Förderung  vorliegender  Arbeit 
danke  ich  herzlich  meinem  hochverehrten  Lehrer,  Herrn  Geheim- 
rat Professor  Dr.  Pierstorff,  Jena. 
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Erster  Teil. 


Geschichtliches  und  Theoretisches  zur  Arbeitslosen - 

beschäftigung. 


Geschichtliches. 

Arbeitslose  hat  es  zu  allen  Zeiten  gegeben;  wenngleich  auch 
die  moderne  Arbeitslosigkeit  mit  ihrem  Massenelend  als  Folge  der 
Krisen  eine  typische  Erscheinung  der  jüngsten  Wirtschaftsepoche 
darstellt.  An  der  Tatsache  der  Arbeitslosigkeit  ist  denn  auch  fast 
kein  Wirtschaftstheoretiker  schweigend  vorübergegangen;  vielmehr 
haben  alle  je  nach  der  Verschiedenheit  ihrer  Prinzipien  und  ihrer 
Auffassung  von  den  wirtschaftlichen  Zuständen  geglaubt,  ein  Mittel 
zur  Bekämpfung  und  zur  Vermeidung  der  Arbeitslosigkeit  finden 
zu  müssen.  Schon  Perikles  hat  nach  Plutarch  den  Arbeitslosen 
durch  Zuweisung  von  Arbeit  geholfen.  Die  Geschichte  der  Arbeits- 
beschaffung möchte  ich  demnach  je  nach  den  maßgebenden  volks- 
wirtschaftlichen Theorien  mit  G.  Adler1)  in  fünf  Zeitabschnitte  ein- 
teilen: einen  mit  den  Grundanschauungen  des  Polizeistaates,  einen 
manchesterlichen,  einen  kommunistischen,  einen  mit  der  Devise 
des  Rechts  auf  Arbeit  und  endlich  einen  sozialreformatorischen. 

Die  erste  Epoche  der  Arbeitsbeschaffung  wird  durch  das  Prinzip 
der  vollen  Anwendung  aller  polizeilichen  Machtmittel  gekennzeichnet. 
Das  Mittelalter  hindurch  und  weit  in  die  Neuzeit  hinein  hat  ein 
alles  beherrschender  Polizeistaat  mit  den  rücksichtslosesten  Macht- 
mitteln auch  die  Arbeitslosigkeit  zu  bekämpfen  versucht.  Beredte 
Kunde  hiervon  geben  die  Gesetze  über  Bettelei  und  Landstreicherei, 
die  unterschiedslos  alle,  die  kein  festes  Gewerbe  betrieben,  mit 
den  strengsten  und  härtesten  Strafen  belegten.  Adler  sagt  hier- 
über: »  ....  Zu  dessen  völliger  Sicherstellung  gegen  alle  Angriffe 
arbeitsloser  Elemente  diente  die  Lebensanschauung  der  Zeit,  die 
Simplizität  des  mittelalterlichen  Denkens,  die  alles  Bettelvolk  unter- 


*)  G.  Adler,  Über  die  Aufgaben  des  Staates  angesichts  der  Arbeitslosigkeit. 
Akademische  Antrittsrede.    Tübingen,  1894.    S.  1 1  ff. 
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schiedslos  in  einen  Topf  warf,  und  die  rücksichtslose  und  naive 
Brutalität  der  Mittel,  mit  der  man  alles,  was  nicht  seinen  regel- 
mäßigen Erwerb  hatte,  ekrasierte«.  Eigentlich  hat  diese  Zeit  auf 
dem  Gebiete  der  Arbeitsbeschaffung  wenig  Positives  geleistet, 
obwohl  in  ihren  Grenzen  Arbeitshaus  und  Bettlerdepots  als  mildeste 
Form  ihrer  Fürsorge  stehen.  Sie  begnügte  sich  vielmehr  damit, 
ihre  Arbeitslosen  durch  eine  abschreckend  wirkende,  grausame 
Gesetzgebung  in  ihren  stillen  Winkeln  zurückzuhalten,  um  dort 
aus  Furcht  entweder  irgendeine,  wenn  auch  unrentable  Arbeit  zu 
leisten  oder  unbemerkt  zu  verhungern.  Die  glanzvollsten  Taten 
dieser  Epoche  sind  wohl  jene  Maßnahmen,  die  wohlwollende 
Herrscher  unter  dem  Einfluß  merkantilistischer  Ideen  zur  Ein- 
dämmung der  Arbeitslosigkeit  getroffen  haben.  Typisch  dafür  ist 
das  Vorgehen  Friedrichs  des  Großen,  der  Arbeitslose  nach  seinem 
Gutdünken  unter  Anwendung  von  Zwang  in  anderen  Gegenden 
ansiedelte.  Nicht  minder  unter  Anwendung  polizeilicher  Macht- 
mittel versuchte  Napoleon  I.  den  Arbeitslosen  Arbeit  zu  verschaffen. 
Er  wollte,  wie  er  1807  seinem  Minister  schrieb,  »das  Elend  in 
Frankreich  binnen  einem  Monat  ausrotten«  und  befahl  kurzer 
Hand  in  jedem  Departement  ein  Bettlerdepot  zu  errichten  und 
alle  Bettler  diesem  Depot  zu  überweisen;  aufgegriffene  Landstreicher 
sollten  ins  Gefängnis  wandern.  Aber  selbst  das  Kommandowort 
eines  Napoleons  hat  nicht  vermocht,  die  sozialen  Gebresten  seiner 
Zeit  mit  einem  Strich  auszumerzen.  1808  war  das  kaiserliche 
Dekret  erlassen  worden,  und  schon  1 8 1 2  mußte  der  Polizeipräf ekt 
dem  Kaiser  melden,  daß  allein  die  Hauptstadt  22000  Arbeitslose 
zähle  und  daß  nur  vermehrte  Unterstützungen  und  öffentliche,  freie 
Arbeiten  dem  Notstand  abhelfen  könnten.  So  hat  die  rücksichts- 
lose Anwendung  von  polizeilichen  Machtmitteln  versagt,  als  es 
galt,  das  Problem  der  Arbeitsbeschaffung  zu  lösen,  und  die  omni- 
potente Staatsgewalt  hat  buchstäblich  vor  der  Wucht  der  Tatsachen 
ihre  Waffen  strecken  müssen. 

Nicht  viel  mehr  für  das  in  Rede  stehende  Problem  leistete 
die  manchesterliche  Strömung.  Um  das  freie  Spiel  der  Kräfte  zu 
ermöglichen,  proklamierte  sie  die  Gewerbefreiheit.  Der  Staat  und 
jene  andere  öffentlichrechtliche  Korporation  sollten  sich  tunlichst 
passiv  dem  wirtschaftlichen  Leben  gegenüber  verhalten.  Wenn 
der  Arbeiter  ohne  Beschäftigung  sei,  so  müsse  er  sich  eben  anders- 
wo neue  Arbeit  suchen.  Finde  er  solche  nicht,  so  sei  das  sein 
unabänderliches  Mißgeschick  und  müsse  geduldig  ertragen  werden, 
da  alles  Irdische  unvollkommen  sei.     Aus  diesen  Ideen  heraus 


konnte  der  Manchestermann  nur  jedem  den  etwas  trostlosen  Rat 
geben:  »Hilf  dir  selbst,  und  wo  du  selbst  nicht  mehr  helfen  kannst, 
ertrage  geduldig  dein  Geschick.« 

Nicht  anders  lesen  wir  denn  hierüber  auch  bei  den  beiden 
Hauptvertretern  des  Individualismus,  Ricardo  und  Malthus. 
Ricardo  urteilt  über  die  Krisen:  »  .. . .  Das  ist  ein  Übel,  welchem 
eine  reiche  Nation  sich  geduldig  unterwerfen  muß;  sich  darüber 
zu  beklagen,  würde  ebenso  unvernünftig  sein,  wie  die  Klage  eines 
reichen  Kaufmanns  über  die  Seegefahr,  welcher  sein  Schiff  aus- 
gesetzt war,  während  seines  armen  Nachbars  Wohnung  vor  aller 
Gefahr  dieser  Art  gesichert  lag.«  Noch  viel  krasser  treten  die 
Anschauungen  des  Manchestertums  bei  Malthus  hervor:  »Ein 
Mensch  ....  hat,  wenn  seine  Familie  ihn  nicht  ernähren,  noch  die 
Gesellschaft  seine  Arbeit  gebrauchen  kann,  nicht  das  mindeste 
Recht,  irgendwelche  Nahrungsmittel  zu  fordern  und  ist  wirklich 
überflüssig  auf  der  Erde.  An  dem  großen  Gastmahl  der  Natur 
ist  für  ihn  kein  Kuvert  aufgelegt.  Die  Natur  gebietet  ihm,  sich 
wieder  zu  entfernen,  und  säumt  nicht,  das  Gebot  selbst  in  Aus- 
führung zu  bringen.  .  .  .  Jeder  ist  auf  dieser  Erde  nur  für  sich 
da.  Um  so  schlimmer  für  die,  welche  hienieden  zu  viel  sind.  Man 
hätte  wahrlich  auch  gar  zu  viel  zu  tun,  wenn  man  für  alle,  die 
um  Brot  schreien,  sorgen  müßte.  Wer  weiß,  ob  dann  die  Reichen 
selbst  noch  genug  hätten.«  Freilich  hat  Malthus  diese  Sätze  wieder 
gestrichen,  aber  später,  als  sie  Gemeingut  des  Manchestertums  ge- 
worden. 

So  hat  denn  auch  das  Manchestertum  die  Arbeitslosen  nur 
auf  die  Selbsthilfe  und  dann,  als  ihre  Zahl  zu  groß  wurde,  ins 
Arbeitshaus  weisen  können.  Die  Selbsthilfe  kann  aber  für  unser 
Problem  hier  nicht  in  Frage  kommen.  Das  Arbeitshaus  mit  seiner 
ans  Armenhaus  grenzenden  Organisation  muß  als  sehr  primitive 
Stufe  der  Arbeitslosenfürsorge  gelten.  Aus  vielerlei  Gründen  kann 
es  für  unsere  moderne  Sozialpolitik  nicht  mehr  ernstlich  als  ein- 
zigste und  idealste  Lösung  des  fraglichen  Problems  in  Anspruch 
genommen  werden.  Als  Korrektionsanstalt  wird  es  auch  heute 
noch  unentbehrlich  sein;  in  dieser  Arbeit  jedoch  kann  die  dort- 
hin gehörende  Gruppe  der  Arbeitslosen  und  die  Fürsorge  für  sie 
nicht  näher  berücksichtigt  werden.  So  hat  denn  auch  das  Man- 
chestertum den  Arbeitslosen  keinen  befriedigenden  Weg  zu  nutz- 
bringender Beschäftigung  zu  weisen  vermocht. 

Der  natürlichste  Gegner  des  Manchestertums,  der  Sozialismus, 
hat  eigentlich  im  Kampfe  gegen  die  Arbeitslosigkeit  nicht  mehr 
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geleistet  als  ersteres  auch,  obwohl  er  später  sein  Prinzip:  »alles 
oder  nichts  zu  erreichen«  verlassen,  und  sich  einer  praktischen 
Politik,  die  das  Erreichbare  nimmt,  zugewandt  hat.  Wie  schon 
oben  gesagt,  kann  der  echte  Sozialist  ja  doch  darin,  daß  die  pro- 
letarische Reservearmee  stärker  und  stärker  wird,  die  Wahrheit 
seines  politischen  Bekenntnisses  nur  bestätigt  finden.  Hat  doch 
Karl  Marx  die  Selbstregierung  unserer  Wirtschaftsordnung  da- 
mit zu  beweisen  gesucht,  daß  in  jeder  Gesellschaft,  in  der  es 
herrschende  und  beherrschte  Klassen  gäbe,  der  Sklave  die  Gesell- 
schaft ernähren  müsse,  während  die  Masse  der  arbeitslosen  Prole- 
tarier heute  von  der  Gesellschaft  unterhalten  werden  müßte,  und 
diese  sich  so  selbst  verneine.  Auch  Kautsky,  der  Sprecher  des 
radikalen  Flügels  der  Sozialdemokratie,  erklärt:  »Es  ist  aber,  vom 
kommunistischen  Standpunkt  aus,  gar  nicht  weiter  bedauerlich, 
daß  eine  ausreichende  Sorge  für  die  Arbeitslosen  nicht  möglich 
ist,  denn  sonst  würde  es  den  Bestand  der  gegenwärtigen  Pro- 
duktionsform sozusagen  verewigen,  weil  es  die  Schäden  derselben, 
die  Arbeitslosigkeit,  die  Ungewißheit  der  Lebensstellung  des  Lohn- 
arbeiters, mit  einem  Wort,  dessen  Elend  beseitigte.«  Und  so  kennt 
auch  Kautsky  als  einzigstes  Mittel  das  Arbeitshaus.  Eine  neuere 
Strömung  in  der  sozialistischen  Partei  ist  nun,  durch  die  Verhält- 
nisse gezwungen,  in  eine  Erwägung  der  möglichen  Wege  zu  einer 
Reform  eingetreten  und  hat  in  den  jüngsten  Jahren  eine  Politik 
inauguriert,  die  das  Erreichbare  zu  gewinnen  sucht.  Was  hier 
geschehen,  wird  weiter  bei  Erörterung  des  letzten  Zeitabschnittes 
zu  behandeln  sein. 

Eine  weit  günstigere  Zeit  für  die  Arbeitslosen  brach  an,  als 
unter  der  zündenden  Formel  »droit  de  travailler!«  das  Recht  auf 
Arbeit  proklamiert  wurde.  Der  Urheber  der  Formel  war  der 
Sozialist  Charles  Fourier.  Und  was  soll  nun  das  Recht  auf 
Arbeit  besagen?  In  seiner  »Theorie  de  Turnte  universelle«  geht 
Fourier  davon  aus,  daß  der  Mensch  im  Urzustände  sieben  Rechte 
gehabt:  Freies  Fruchtbrechen,  W'eide,  Fischfang,  Jagd,  freie  Ver- 
bindung, Sorglosigkeit  und  Diebstahl.  Dann  fragt  er  weiter:  »Wo- 
durch ist  nun  der  Mensch  in  der  modernen  Gesellschaft  für  den 
Verlust  dieser  sieben  Rechte  entschädigt  worden?  Vielleicht 
durch  die  Gewährung  der  Freiheit  und  durch  das  Glück,  in  einem 
Verfassungsstaat  zu  leben!«  antwortet  er  zynisch  und  setzt  ebenso 
hinzu:  »Solche  Einfältigkeiten  verdienen  nicht  einmal  den  Namen 
einer  Illusion  und  können  einen  Lohnarbeiter  nicht  befriedigen, 
der  vor  allen  Stücken   nach  seinem  Appetit  essen  und  fröhlich 
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und  sorglos  leben  möchte  wie  der  Wilde.  Was  gibt  man  also 
dem  armen  Arbeiter  als  Äquivalent  für  die  freie  Jagd  und  den 
Fischfang,  die  Bäume  und  Herden  der  Welt?  Das  Glück  unter 
der  Charte  zu  leben!  Der  Arme  kann  doch  unmöglich  die  Charte 
lesen,  anstatt  zu  Mittag  zu  essen!  Es  heißt  ihn  in  seinem  Elend 
noch  beleidigen,  wenn  man  ihm  eine  derartige  Entschädigung  an- 
bietet.« Nach  Fourier  kann  also  der  Mensch  von  der  Gesell- 
schaft, in  der  er  lebt,  verlangen,  daß  sie  ihm  das  sicher  stelle, 
was  er  zu  seinem  Lebensunterhalt  braucht.  Da  aber  in  der  mo- 
dernen Gesellschaft  der  Arme  nur  durch  Arbeit  das  Notwendige 
zum  Leben  gewinnen  kann,  so  muß  ihm  das  Recht  zum  Arbeiten 
gewährleistet  werden.  So  kommt  Fourier  zum  Recht  auf  Arbeit 
als  das  wichtigste  der  Menschenrechte.  Diese  Formel  hat  dann 
weiter  in  den  französischen  Sozialisten  eifrige  Verteidiger  gefunden 
und  ist  auch  in  Deutschland  von  Fichte  (noch  vor  Fourier)  und 
anderen  vertreten  worden.  Selbst  Bismarck  hat  sie  anerkannt, 
als  er  1894  im  Reichstag  sagte:  »Geben  sie  dem  Arbeiter  das  Recht 
auf  Arbeit,  solange  er  gesund  ist  .  .  .  ich  werde  für  dieses  Recht 
auf  Arbeit  eintreten,  solange  ich  auf  dieser  Stelle  bin.« 

Verwirklicht  worden  ist  das  Recht  auf  Arbeit  nur  in  Frank- 
reich, wo  es  in  den  Revolutionsjahren  von  1848  geradezu  eine 
weltgeschichtliche  Rolle  gespielt  hat.  In  dem  Experiment  der 
Nationalwerkstätten  hat  Frankreich  damals  der  Welt  gezeigt,  daß 
das  Recht  auf  Arbeit  eine  halbwahre  Form  ist  und  seine  Durch- 
führung zu  den  Unmöglichkeiten  gehört.  Welche  Fehler  der  Or- 
ganisation der  National  Werkstätten  im  einzelnen  auch  angehaftet 
haben  mögen,  gegen  das  Recht  auf  Arbeit  sprechen  vor  allem 
drei  gewichtige  Gründe:  Zunächst  würde  der  Staat  zur  Zeit  der 
Krise,  wo  Warenüberfluß  herrscht,  den  Markt  noch  mehr  über- 
lasten und  damit  das  Übel  noch  vergrößern.  Dann  aber  auch 
übersteigen  die  so  gestellten  Anforderungen  die  materiellen  Kräfte 
eines  Staates  und  führen  zum  finanziellen  Ruin.  Zuletzt  ist  es 
eine  bare  Unmöglichkeit,  für  alle  Arbeiter  in  ihrem  Gewerbe  eine 
passende  Beschäftigung  zu  finden.  Diese  Bedenken  kleidete  Thiers 
1848  gelegentlich  der  französischen  Verfassungsänderungen,  die 
auch  das  Recht  auf  Arbeit  vorsahen,  in  die  Worte:  »Kein  Recht 
auf  Arbeit!  Was  wollen  Sie  den  Massen  gegenüber  tun,  die  sich 
Ihnen  präsentieren,  bewaffnet  nicht  allein  mit  dem  so  imposanten 
Anspruch  des  Elends,  sondern  mit  dem  Verfassungsartikel.« 

So  hat  die  Idee  des  Rechts  auf  Arbeit  in  ihrer  Verwirk- 
lichung für  das  Problem  der  Arbeitsbeschaffung  sich  als  wenig 
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zweckdienlich  erwiesen.  In  Deutschland  ist  dies  Postulat  aus  »Frank- 
reichs glorreichster  Zeit«  nie  zur  Durchführung  gekommen  und  Eng- 
land hat  es  überhaupt  nie  ernstlich  diskutiert.  Aber  sozialhistorisch 
ist  dem  Recht  auf  Arbeit  eine  bedeutende  Rolle  vorbehalten  ge- 
blieben. Und  hierin  erschöpft  sich  für  Deutschland  seine  ganze 
Bedeutung.  Kaum  eine  soziale  Idee  wirkte  je  so  nachhaltig  auf 
die  Menge  ein,  kaum  eine  fand  so  lauten  Widerspruch  und  so 
starken  Beifall  und  erreichte  de  facto  so  viel,  wie  gerade  das 
Recht  auf  Arbeit.  Es  hat  großen  Anteil  an  unserer  ganzen  so- 
zialen Gesetzgebung.  Adler  urteilt  hierüber  sehr  treffend:  »So- 
zialhistorisch hat  das  Recht  auf  Arbeit  unzweifelhaft  eine  große 
Bedeutung  gehabt.  Es  hat  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ihre  Pflicht, 
für  die  unverschuldet  Beschäftigungslosen  zu  sorgen,  laut  und  ein- 
dringlich gepredigt.  Es  hat  zu  einer  Zeit,  wo  von  allen  Parteien 
fast  allein  der  Sozialismus  prinzipiell  die  soziale  Reformbedürftig- 
keit der  modernen  Wirtschaftsordnung  einsah,  es  doch  vermocht, 
weite  Kreise  der  bürgerlichen  Parteien  für  sich  zu  gewinnen.  Und 
nicht  dies  allein;  das  Recht  auf  Arbeit  hat  zugleich  auch  den  sonst 
meist  utopischen  und  an  der  Gegenwart  verzweifelnden  Sozialismus 
jener  Tage  für  sich,  also  für  eine  direkte  Forderung  an  das  be- 
stehende Staatswesen,  zu  erwärmen  gewußt.  Somit  hat  es  Indi- 
vidualisten und  Sozialisten  eigentlich  gegen  ihre  Prinzipien  auf  dem 
gemeinsamen  Boden  sozialreformatorischen  Wirkens  gelockt;  es 
ist  die  neutrale  Zone  gewesen,  wo  die  Parteien  des  bestehenden 
und  des  Zukunftsstaates  sich  die  Hand  zur  Verständigung  reichen 
konnten.«  Dem  Problem  der  Arbeitsbeschaffung  aber  hat  das 
Recht  auf  Arbeit  wie  nichts  anderes  die  Wege  geebnet  zu  der 
Bedeutung,  die  es  heute  im  Kampfe  gegen  die  Arbeitslosigkeit 
gewonnen  hat.  Auch  dazu,  daß  die  Städte  jetzt  mehr  denn  ehe- 
dem den  modernen  Grundsatz:  »Arbeit  ist  besser  als  Almosen«, 
zur  Durchführung  gebracht  haben,  hat  es  nicht  wenig  beigetragen. 

Mußten  bisher  alle  getroffenen  Maßnahmen,  um  Arbeit  für 
die  Arbeitslosen  bereit  zu  stellen,  von  der  Warte  einer  weitschauen- 
den Sozialpolitik  aus  als  durchaus  unzureichend  gekennzeichnet 
werden,  so  wird  von  eben  diesem  Standpunkt  aus  das  im  fünften 
Zeitabschnitt  Registrierte  eine  weit  günstigere  Beurteilung  finden 
müssen.  Zwar  haben  sich  auch  hier  die  Dinge  erst  allmählich  zu 
dem  jetzigen  Stande  entwickelt,  und  selbst  heute  ist  man  über  ein 
planloses  Experimentieren  noch  kaum  hinausgekommen.  Aber 
immerhin  scheint  die  Entwicklung  doch  mehr  ihrer  Vollendung 
cntgegenzureifen  und  von  der  Fülle  der  hier  vorhandenen  sozialen 
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Ideen  und  Theorien  erhärten  einige  zu  immer  fester  umgrenzten, 
brauchbaren  Vorschlägen.  In  dieser  Arbeit  kann  natürlich  un- 
möglich alles,  was  hier  ersonnen,  beraten  und  schon  zur  Tat  ge- 
worden, auch  nur  andeutungsweise  genannt  werden;  wir  müssen 
uns  darauf  beschränken,  das  wichtigste  und  markanteste  heraus- 
zugreifen. 

Dem  Armengesetz  der  Königin  Elisabeth  von  England  aus 
dem  Jahre  1601  liegt  das  Prinzip  zugrunde,  durch  Arbeitsbeschaffung 
den  Arbeitslosen  zu  helfen.  Organisator  und  Träger  dieser  öffent- 
lichen Arbeiten  sollten  die  Kirchspiele  sein.  Sie  sollten  den  Armen 
die  Arbeit  zuweisen  und  ihnen  zu  diesem  Zweck  die  Rohstoffe 
wie  Flachs,  Hanf,  Wolle,  Zwirn,  Eisen  u.  a.  liefern.  Die  Kosten 
trugen  die  wohlhabenden  Mitglieder  des  Kirchspiels,  vor  allem  die 
Besitzer  von  Grundstücken.  Indes  hat  sich  dies  System  nicht  be- 
währt und  man  ersetzte  es  nach  Adler  »durch  das  der  Armen- 
unterstützung und  der  Arbeitshäuser,  womit  die  Bahn  der  Sozial- 
reform, für  die  jene  Zeit  noch  nicht  reif  war,  verlassen  wurde.« 
Ähnliche  Vorschläge  wurden  in  Frankreich  während  der  Revo- 
lution von  Malouet  der  Nationalversammlung  unterbreitet.  Auch 
hier  sollten  die  Kirchspiele  öffentliche  Werkstätten  errichten.  Die 
Nationalversammlung  setzte  damals  zur  Prüfung  der  Vorschläge 
ein  besonderes  »Comite  pour  l'extinction  de  la  mendicite«  ein. 
Dieses  Komitee  hat  in  einer  ausführlichen  Denkschrift  seine  Be- 
ratungen niedergelegt  und  es  empfiehlt  darin  die  Einrichtung  von 
öffentlichen  Werkstätten  zur  Beschäftigung  der  Arbeitslosen.  Die 
Stürme  der  Revolution  haben  dann  die  Verwirklichung  dieser 
Pläne  verhindert. 

In  England  machte  schon  1695  John  Bellers  den  Vorschlag, 
die  Arbeitslosigkeit  durch  Arbeitsbeschaffung  zu  bekämpfen.  Er 
wollte  Arbeiterkolonien  (colledge  of  industry)  errichtet  wissen,  die 
durch  landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Eigenproduktion  den 
Konsum  der  Mitglieder  selbst  decken,  bei  Ausschließung  des 
Zwischenhandels.  Nach  ihm  sind  »die  regelmäßig  beschäftigten 
Arbeiter  des  Volkes  größter  Reichtum  und  größte  Stärke«.  In 
weit  fortschrittlicherem  und  moderneren  Geiste  beurteilt  Locke 
die  Arbeitslosenbeschäftigung.  In  seinem  Bericht  an  die  englische 
Regierung  vom  Jahre  1698  empfiehlt  er  den  Gemeinden  durch 
öffentliche  Arbeiten  ihren  Armen  Arbeit  und  Brot  zu  verschaffen 
und  fährt  dann  fort:  »denn  die  wahre  und  richtige  Armenunter- 
stützung ist  die  Beschäftigung  der  Arbeitslosen,  die  bewirkt,  daß 
diese  nicht  wie  die  Drohnen  von  der  Arbeit  anderer  leben.  Jeder 
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Mensch  muß  essen,  trinken,  Kleidung  und  Heizung  haben.  Das 
wird  aus  den  Vorräten  des  Königreichs  entnommen,  gleichviel  ob 
die  Armen  arbeiten  oder  nicht.  Nehmen  wir  an,  es  gäbe  in  Eng- 
land iooooo  Arme,  die  von  der  Gemeindeunterstützung  leben, 
d.  h.  durch  die  Arbeit  anderer  ernährt  werden.  Wenn  jeder  von 
diesen  durch  irgendwelche  Arbeit  auch  nur  einen  Pfennig  täglich 
verdienen  würde,  so  möchte  dieses  für  England  einen  Gewinn  von 
130000  £  jährlich  bedeuten,  und  in  8  Jahren  England  um  mehr  als 
eine  Million  £  reicher  machen.«  Ähnliche  Ideen  entwickeln  viele 
Autoren,  die  sich  seitdem  mit  dem  in  Rede  stehenden  Problem 
beschäftigt  haben. 

Man  hat  es  aber  nicht  nur  als  Pflicht  der  öffentlichen  Kor- 
porationen bezeichnet,  den  Arbeitslosen  Arbeit  zu  verschaffen, 
auch  von  privater  Seite  ist  man  der  Erfüllung  dieser  Aufgabe  viel- 
fach näher  getreten.  Hier  herrschte  meist  das  Bestreben  vor,  die 
Arbeiter  in  Arbeiter-  oder  Ackerbaukolonien  auf  dem  Lande  an- 
zusiedeln. In  Holland  war  es  18 18  der  General  van  den  Bosch, 
der  solche  Ackerbaukolonien  errichtete.  Auch  manche  Theoretiker, 
wie  von  de  Morogues,  haben  diese  Bestrebungen  befürwortet. 
Größere  Bedeutung  gewannen  diese  Ideen,  als  in  den  80er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  der  Philanthrop  Pastor  von  Bodel- 
schwingh seine  mustergültige  Ackerbaukolonie  Wilhelmsdorf  bei 
Bielefeld  eröffnete.  Dieser  Gründung  folgten  dann  in  Deutschland 
noch  viele  andere.  Auch  die  neueren  Bestrebungen  mancher 
charitativer  Korporationen,  wie  die  der  Heilsarmee,  der  Christlichen 
Stadtmissionen,  der  "Vinzenzvereine  und  vieler  anderer  haben  zur 
Lösung  des  Problems  der  Arbeitsbeschaffung  mitgewirkt. 

Bis  gegen  Ende  des  letzten  Jahrhunderts  ist  auf  dem  Ge- 
biete der  öffentlichen  Arbeiten  von  Regierungen  und  kommunalen 
Behörden  wenig  geschehen.  Sporadisch  erscheinende  Notstands- 
arbeiten als  Augenblickshilfe  ist  alles,  was  hier  genannt  werden 
kann.  Nur  unter  Napoleon  III.  wurden  regelmäßig  und  prinzipiell 
größere  öffentliche  Arbeiten  zur  Beschäftigung  der  arbeitslosen 
Massen  vergeben.  Einen  Markstein  in  der  Geschichte  der  Arbeits- 
bereitstellung bilden  die  Notstandsarbeiten  der  englischen  Baum- 
wollweber von  Lancashire.  Hier  wurden  Regierungen  und  Kom- 
munen zum  erstenmal  in  äußerst  vorbildlicher  Weise  über  den 
Wert  der  öffentlichen  Arbeiten  belehrt.  Der  Notstand  in  Lan- 
cashire hatte  eine  solche  Verbreitung  angenommen,  daß  über  20% 
der  Gesamtbevölkerung  arbeitslos  war.  Die  Kosten  der  ganzen 
Aktion  betrugen  1  y2  Millionen  £.   Drei  Jahre  hindurch  hat  man  in 


Lancashire  die  Arbeitslosen  durch  öffentliche  Arbeiten  unterhalten, 
und  hat  der  Gemeinde  wertvolle  sanitäre  Einrichtungen  geschaffen, 
den  Webern  aber  zur  Zeit  des  Notstandes  Arbeit  und  Brot  ge- 
geben. Die  Lancashirere  Notstandsarbeiten  müssen  als  eine  in 
jeder  Beziehung  glückliche  Aktion  bezeichnet  werden.  Von  ihr 
aus  nahm  die  Institution  der  öffentlichen  Arbeiten  ihren  Lauf  von 
Staat  zu  Staat. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Beschäftigung  der  Ar- 
beitslosen findet  ihren  Fortgang  in  den  kommunalen  Notstands- 
arbeiten. Zwar  haben  auch  die  einzelnen  Staaten  und  höhere 
Kommunalverbände  öffentliche  Arbeiten  als  Notarbeit  vornehmen 
lassen.  Aber  sie  sind  den  ersteren  gegenüber  doch  verschwindend 
und  statistisch  kaum  erfaßbar.  Wir  müssen  uns  daher  damit  be- 
gnügen, mit  einer  kurzen  Übersicht  über  die  Fortentwicklung  der 
städtischen  Notstandsarbeiten  die  Geschichte  der  Arbeitsbeschaffung 
zu  Ende  zu  führen. 

Nach  den  Notstandsarbeiten  von  1848/49  und  1876/77  glaubten 
die  deutschen  Kommunen,  für  lange  Zeit  wieder  ihre  Pflicht  er- 
füllt zu  haben  und  begnügten  sich  damit,  ihre  Arbeitslosen  den 
Armenverwaltungen  zu  überweisen.  Man  wußte  sich  damals  noch 
nicht  anders  zu  helfen,  obwohl  es  schon  vielfach  an  dem  Willen 
zu  ernsten,  sozialen  Taten  nicht  fehlte.  Auch  war  es  das  Be- 
streben der  Arbeitslosen,  die  in  sittlicher  und  rechtlicher  Beziehung 
entehrende  Armenpflege,  auf  die  man  damals  ganz  allgemein  ver- 
wies, solange  nur  irgendwie  möglich  zu  umgehen.  Daher  redu- 
zierte sich  die  Zahl  der  die  Städte  um  Unterstützung  angehenden 
Arbeitslosen  um  ein  Beträchtliches.  Erst  in  dem  Anfang  der  90er 
Jahre  besannen  sich  die  Städte  wieder  auf  Notstandsarbeiten  und 
ließen  die  bequemste,  aber  auch  schlechteste  Art  der  Arbeitslosen- 
fürsorge, die  Armenunterstützung  fallen.  Den  lauten  Forderungen 
der  Arbeiter  gab  man  endlich  nach.  Jetzt  schon  tritt  die  Armen- 
pflege als  Mittel  der  Arbeitslosenfürsorge  in  den  Hintergrund  und 
an  ihrer  Stelle  rücken  die  weit  besseren  Notstandsarbeiten.  War 
auch  die  Zahl  der  Städte,  die  von  1891 — 95  Notstandsarbeiten  ein- 
richtete, noch  eine  geringe,  so  läßt  sich  doch  das  wachsende  Inter- 
esse und  das  reger  werdende  Verständnis  für  die  Zweckmäßigkeit 
dieser  Maßnahmen  von  Jahr  zu  Jahr  beobachten.  1893  mußte  der 
sozialdemokratische  Abgeordnete  Liebknecht  gelegentlich  der 
Reichstagsinterpellation  zugeben,  daß  einige  Städte  im  Kampfe 
gegen  den  herrschenden  Notstand  durch  Beschaffung  von  Arbeits- 
gelegenheit schon  manches  geleistet  hätten;  »jedoch  habe  es  in 
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den  Verwaltungen  nicht  an  Ausnahmen  gefehlt,  und  diese  Aus- 
nahmen seien  wohl  die  Regel  gewesen.«  Der  Erlaß  des  preußi- 
schen Ministers  von  1894  wies  dann  die  Städte  auf  die  Bedeutung 
der  Notstandsarbeiten  hin  und  ordnete  die  Vornahme  solcher  Ar- 
beiten an.  Für  das  Jahr  1895/96  unternahm  die  Redaktion  der 
»Sozialen  Praxis«  eine  Rundfrage  an  139  deutsche  Städte.  Danach 
waren  von  93  antwortenden  Städten  nur  36  der  Lösung  der  Ar- 
beitsbeschaffung überhaupt  näher  getreten,  während  57  Maß- 
nahmen zur  Beschäftigung  von  Arbeitslosen  bis  dahin  nie  vorge- 
nommen hatten.  Der  Berichterstatter  der  »Sozialen  Praxis«  kon- 
statiert einen  erfreulichen  Fortschritt  in  der  städtischen  Arbeits- 
losenbeschäftigung, zumal,  wenn  man  bedenke,  daß  vor  10  Jahren 
von  eigentlichen  Notstandsarbeiten  noch  keine  Rede  gewesen  sei. 
In  der  besprochenen  Enquete  tritt  zum  ersten  Male  das  Novum 
der  Arbeitsverschiebungen  auf.  So  verlegten  Posen,  Hildesheim 
und  Darmstadt  alle  kommunalen  Arbeiten,  die  nicht  durchaus  in 
der  warmen  Jahreszeit  ausgeführt  werden  können,  grundsätzlich 
möglichst  auf  den  Winter.  Im  Winter  1896/97  meldeten  nur  neun 
größere  Städte  über  vorgenommene  Notstandsarbeiten.  Erst  die 
wirtschaftliche  Krisis  1899/1900  stellt  die  deutschen  Städte  wieder 
ernstlich  vor  das  Problem  der  Arbeitsbeschaffung.  Von  nun  an 
sehen  die  Stadtverwaltungen  Notstandsaktionen  als  ein  unumgäng- 
liches Übel  an  und  betrachten  ihre  Einrichtung  vielfach  als  eine 
selbstverständliche,  ihnen  zufallende  Aufgabe.  Auch  tritt  seitdem 
die  Arbeitslosigkeit  mehr  oder  weniger  stark  auf,  und  nur  wenige 
Städte,  so  Plauen,  vermochten  bis  heute  eine  Arbeitslosigkeit  in 
ihren  Mauern  nicht  festzustellen.  Über  die  winterlichen  Notstands- 
arbeiten 1901/02  bringt  nähere  Angaben  ein  von  Dr.  Hart  mann 
und  Dr.  Schwander  erstattetes  Gutachten.  Auch  Hartmann  kann 
für  viele  Städte  erfreulicherweise  das  Mittel  der  Arbeitsverschiebung 
feststellen.  »Überhaupt  deuteten  alle  Anzeichen  darauf  hin,  daß 
die  Gemeinden  die  Tragweite  der  planmäßigen  Zurückstellung  von 
Arbeiten  für  den  Winter  richtig  zu  würdigen  verstehen«1).  Infolge- 
dessen resümiert  Hartmann,  daß  einige  Städte  schon  auf  Notstands- 
arbeiten verzichten  und  nur  Verschiebung  der  kommunalen  Ar- 
beiten auf  den  Winter  vornehmen  (Braunschweig).  Im  Jahre  1901/02 
veranstaltete  der  Mannheimer  Magistrat  eine  Rundfrage  an  30  Städte. 
Zwanzig  von  ihnen  berichten  über  eine  umfangreiche  Arbeitslosen- 

x)  Hartmann  und  Schwander,  Die  Einrichtung  von  Notstandsarbeiten  und 
ihre  Erfolge.  Schriften  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit. 
58.  Heft.    Leipzig  1902. 


beschäftigung.  Zehn  Städte  sehen  sich  nicht  zu  Maßnahmen  veran- 
laßt, da  ein  größerer  Notstand  nicht  vorliege.  Cassel  und  Char- 
lottenburg hingegen  berichten,  daß  die  auf  den  Winter  verschobenen 
Arbeiten  Notstandsarbeiten  überflüssig  gemacht  hätten.  In  dem 
Bericht  heißt  es: 

»Cassel.  Die  Ausführung  von  Notstandsarbeiten  war  im  letzten 
Winter  nicht  erforderlich.  Es  bestehen  bis  jetzt  keine  hierauf  be- 
züglichen Grundsätze.  Für  den  kommenden  Winter  ist  beschlossen, 
die  gesamten  Arbeiten  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung,  soweit 
es  irgend  tunlich  ist,  erst  im  Spätherbst  zur  Vergebung  zu  bringen, 
um  den  Handwerksmeistern  Winterarbeit  zu  schaffen  und  bei 
möglicherweise  eintretender  Arbeitslosigkeit  Mittel  zu  haben,  dieser 
durch  Ausführung  vorgesehener  Arbeiten  zu  begegnen,  damit 
Notstandsarbeiten  nicht  erforderlich  werden.« 

»Charlottenburg.  Notstandsarbeiten  sind  im  letzten  Winter 
nicht  ausgeführt  worden.  Gegen  Ende  des  Winters  wurden  Bau- 
und  Erdarbeiten,  die  für  Beginn  des  Sommers  beschlossen  waren, 
auf  diesen  früheren  Termin  verlegt.« 

Nach  dem  statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  wandten 
von  den  über  Notstandsarbeiten  berichtenden  20  Städten  im  Jahre 
1902  6  das  Mittel  der  Arbeitsverschiebung  an.  Die  umfassendste 
und  wohl  eingehendste  Arbeit  über  Notstandsarbeiten  in  deutschen 
Städten  hat  uns  das  kaiserliche  statistische  Amt  1905  geliefert1). 
Der  Verfasser  entwirft  uns  auf  Grund  einer  Enquete  von  1903 
ein  anschauliches  Bild  von  dem,  was  auf  diesem  Gebiete  geschehen 
und  den  dabei  angewandten  Prinzipien.  46  deutsche  Städte  werden 
einer  eingehenden  Untersuchung  unterzogen;  11  von  den  57  be- 
fragten hatten  sich  zu  Notstandsarbeiten  noch  nicht  veranlaßt 
gesehen.  Davon  sorgten  allerdings  Bremen,  Kiel  und  Dortmund 
durch  Arbeitsverschiebung  auf  den  Winter  für  die  Beschäftigung 
ihrer  Arbeitslosen.  Berlin  nimmt  sich  in  ähnlicher  Weise  seiner 
Arbeitslosen,  aber  nur  unter  sehr  einschränkenden  Bedingungen  an. 

Eine  starke  Wirtschaftskrise,  die  etwa  1907  einsetzte  und 
Winter  vor  Winter  stärker  auftrat,  hatte  das  Heer  der  Arbeitslosen 
in  den  deutschen  Großstädten  erschreckend  vermehrt.  So  will 
Berlin  im  Jahre  1908/09  100000  Arbeitslose  in  seinen  Mauern 
gezählt  haben.  Noch  19 10  machten  sich  die  Folgen  einer  größeren 
Arbeitslosigkeit  stark  geltend.    Das  Reichsarbeitsblatt  bringt  in 


*)  Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  Nr.  2:  Die  Regelung  der  Vorstandsarbeiten  in 
den  deutschen  Städten.    Bearbeitet  vom  kais.  stat.  Amt.    Berlin  1905. 
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seinem  VIII.  Jahrgang  Nr.  8  einen  ausführlichen  Bericht  über  die 
Tätigkeit  der  Großstädte  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsbeschaffung 
in  den  Jahren  1908/09  und  1909/10.  Es  ist  erfreulich,  festzustellen, 
daß  hier  die  deutschen  Städte  ganz  allgemein,  zum  ersten  Male 
in  etwa  vorbereitet,  tatkräftig  in  die  Notstandsaktionen  eintreten. 
Wohl  nie  haben  die  Städteverwaltungen  auf  diesem  Gebiete  solche 
Leistungen  zu  verzeichnen  gehabt,  wie  gerade  in  der  fraglichen 
Zeit.  Hier  stehen  wir  an  einem  gewissen  Abschnitt  einer  Ent- 
wicklung, die  Dezennien  gedauert;  das  sozialpolitische  Verständnis 
der  deutschen  Gemeinden  ist  so  weit  herangereift,  daß  sie  sich 
zur  Hilfe  den  Arbeitslosen  gegenüber  verpflichtet  fühlen.  Nähere 
Angaben  enthält  die  Tabelle. 

Während  noch  1902  eine  Stadt  wie  Frankfurt  eine  Petition 
von  Arbeitslosen  damit  beantwortete,  es  müsse  dem  Einzelnen 
überlassen  bleiben,  sich  an  die  Armenverwaltung  zu  wenden,  da 
bei  einem  so  gelinden  Winter  der  Notstand  nicht  allgemein  sein 
könne,  ist  heute  der  Gedanke  ganz  allgemein  durchgedrungen, 
daß  arbeitswilligen  Arbeitslosen  von  den  Kommunen  Arbeit  ange- 
wiesen werden  müsse,  und  gerade  in  den  letzten  Notstandsjahren 
haben  viele  Städte  hierfür  weitgehendes  soziales  Verständnis  gezeigt, 
wenn  es  auch  an  einer  wünschenswert  fortschrittlichen  sozial- 
politischen Auffassung  der  Dinge  noch  vielfach  fehlt.  Große  Geld- 
mittel sind  von  den  Verwaltungen  zur  Verfügung  gestellt  worden. 
Man  hat  in  manchen  Städten  besondere  Arbeitsämter  oder  Arbeits- 
losen-Kommissionen errichtet.  Die  Großstädte  arbeiteten  besondere 
Bestimmungen  und  Arbeitsordnungen  für  Notstandsarbeiter  aus. 
Man  begann  nunmehr  in  einzelnen  Großstädten  frühzeitig  die 
Notstandsaktion  systematisch  vorzubereiten.  Auch  die  Verteilung 
der  städtischen  Arbeiten  auf  Winter  und  Sommer  fand  eine  plan- 
mäßige Regelung,  wie  im  dritten  Abschnitt  dieser  Arbeit  noch 
gezeigt  werden  soll.  Die  Städte  München  und  Frankfurt  erließen 
Aufrufe  an  die  Bürgerschaft,  zur  Linderung  der  allgemeinen  Not 
durch  Geldspenden  und  der  eventuellen  Verlegung  privater  Arbeiten 
auf  den  Winter  beizutragen.  Auf  die  Einzelheiten  kann  bei  den 
einzelnen  Kapiteln  erst  eingegangen  werden;  aber  als  Ergebnis  der 
ganzen  Entwicklung  möchten  wir  resümieren:  nur  allmählich  und 
ungern  entschließen  sich  die  Städte,  Notstandsarbeiten  einzuführen ; 
dann  treten  die  Arbeitsverschiebungen  auf  und  verdrängen  zum 
Teil  die  teueren  und  unproduktiven  Notstandsarbeiten,  und  augen- 
blicklich scheint  sich  die  Sachlage  —  ohne  noch  zu  einem  be- 
friedigenden Abschluß  gekommen  zu  sein  —  so  geklärt  zu  haben, 
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daß  man  für  die  Arbeitsverschiebung,  aber  gegen  die  Notstands- 
arbeiten Stellung  nimmt:  können  aber  Arbeitsverschiebung  den 
Notstand  nicht  steuern,  so  täte  man  besser  —  wie  sich  mir  gegen- 
über verschiedene,  erfahrene  Praktiker  äußerten  —  das  Geld  unter 
die  Arbeitslosen  zu  verteilen.  München  und  Mainz  sind  so  schon 
vorgegangen.  Es  soll  hiermit  vorweg  kein  Urteil  über  die  Not- 
standsarbeiten gefällt,  sondern  nur  die  herrschende  Ansicht  der 
Verwaltungen  wiedergegeben  werden  (cf.  Tabelle  Seite  12). 

Theoretisches  zur  Ärbeitslosenbesdiäftigung. 

Begriff  und  Wesen  der  Notstandsarbeit. 

Nachdem  wir  so  die  Geschichte  der  Ideen  und  der  prak- 
tischen Versuche  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslosenbeschäftigung 
bis  zur  Jetztzeit  kurz  behandelt  haben,  wollen  wir  dazu  übergehen, 
das  Wesen  der  Arbeitsbeschaffung,  deren  Haupttyp  die  kommu- 
nalen Notstandsarbeiten  abgeben,  inhaltlich  festzulegen.  Einleitend 
kann  hier  schon  gesagt  werden,  daß  alle  diese  Notstandsaktionen 
mit  der  einzigen  Zweckbestimmung,  den  Arbeitslosen  Arbeit  und 
Brot  zu  geben,  wohl  keinenfalls  freie  Arbeiten  sein  können,  son- 
dern sich  zu  diesen  wie  zwei  entgegengesetzte  Pole  verhalten. 

Eine  erschöpfende,  befriedigende  Definition  für  diese  nicht 
freien,  öffentlichen  Arbeiten  ist  bis  heute  weder  von  der  Wissen- 
schaft noch  von  der  Praxis  gefunden  oder  eingeführt  worden.  Bei 
den  Theoretikern  gehen  die  Ansichten  über  den  Begriff  und  das 
Wesen  der  Notstandsarbeiten  weit  auseinander,  und  in  der  Praxis 
zeugen  die  vielen  Terminologien  für  diese  Arbeiten  von  der 
Mannigfaltigkeit  der  Auffassung  über  diesen  Zweig  der  Arbeits- 
losenfürsorge. In  der  Einleitung  der  Beiträge  zur  Arbeiterstatistik 
Nr.  2  »Die  Regelung  der  Notstandsarbeiten  in  den  deutschen 
Städten«  schreibt  Dr.  Dreydorff  (der  Bearbeiter  des  Werkes): 
»Soweit  aber  auch  die  theoretische  Seite  der  Frage  erörtert  worden 
ist,  gehen  nicht  nur  die  Meinungen  über  mehr  als  einen  der  ein- 
schlägigen Gesichtspunkte  auseinander,  sondern  es  fehlt  auch  fast 
gänzlich  an  einer  die  wesentlichen  Momente  des  Begriffes  Not- 
standsarbeiten kurz  zusammenfassenden  Formulierung  derselben.« 
Und  doch  erscheint  eine  solche  Formulierung  von  vielen  Gesichts- 
punkten aus  als  äußerst  notwendig.  Schon  die  Statistik,  die  sich 
auf  Enqueten  und  Arbeitslosenzählungen  stützt,  verlangt  eine  fest- 
liegende Terminologie.  Aber  auch  der  noch  so  problematische 
Charakter  der  nicht  freien,  öffentlichen  Arbeiten  läßt  eine  gründ- 
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liehe,  theoretische  Erfassung  ihrer  Wesensart  als  notwendig  er- 
scheinen, um  gerechte  Postulate,  wie  strenge  Trennung  zwischen 
Arbeitslosenbeschäftigung  und  Armenunterstützung,  allgemein  zur 
Durchführung  zu  bringen.  Schon  oben  wurde  gesagt,  daß  eine 
inhaltliche  Begrenzung  und  eine  erschöpfende  Darstellung  des 
Wesens  der  nichtfreien  Arbeiten  kaum  vorliege.  Jastrow  gibt 
zur  Begründung  dieser  Tatsache  an,  daß  das  Bemühen,  die  sog. 
Notstandsarbeiten  der  deutschen  Städte  in  ihrer  Wesensart  zu 
charakterisieren  kaum  greifbare  Resultate  zeitigen  könne,  daß 
vielmehr  »der  Sinn  für  die  genaue  Unterscheidung  noch  nicht 
genügend  weit  verbreitet  ist,  um  eine  Vergleichbarkeit  der  ver- 
schiedenen Arbeiten  zu  ermöglichen«1).  Die  meisten  Autoren,  die 
über  das  fragliche  Problem  geschrieben  haben,  begnügen  sich  da- 
mit, zwei  Arten  von  Arbeitsbeschaffung  zu  nennen:  die  eigent- 
lichen Notstandsarbeiten  oder  Notstandsarbeit  im  engeren  Sinne, 
auch  repressive  Maßnahmen  zur  Arbeitslosenbeschäftigung  ge- 
nannt, und  die  Notstandsarbeiten  im  weiteren  Sinne,  meist  als 
Arbeits  Verschiebung  oder  präventive  Maßnahmen  zur  Arbeits- 
losenbeschäftigung bezeichnet.  So  gehen  vor:  Flesch,  Hirsch- 
berg, Lindemann,  Baab  und  andere.  Flesch  will  die  letzt- 
genannte Art  scharf  getrennt  wissen  von  der  »eigentlichen  Not- 
arbeit, die  Armenunterstützung  sei,  allerdings  Armenunterstützung, 
welche  ihre  Kosten  zum  Teil  wieder  einbringt  durch  den  Wert 
des  Arbeitsproduktes,  und  die  daher  den  Beschäftigten  insoweit 
Aufnahme  in  die  Wahllisten  in  Frage  kommt,  nicht  angerechnet 
zu  werden  braucht«2).  Schwander  und  Hartmann  wenden 
diese  Zweiteilung  der  Notarbeit  nicht  immer  an,  weil  sie  sie  viel- 
fach für  schwer  durchführbar  halten.  Mit  der  Auffassung,  daß 
Notstandsarbeiten  Armenunterstützung  seien,  und  infolgedessen 
von  arm enpf legerischen  Tendenzen  auch  praktisch  nicht  freige- 
halten werden  können,  dürften  Flesch,  von  Weyerinck  und 
wenige  andere  heute  so  ziemlich  vereinzelt  dastehen. 

Sehen  wir  uns  nun  die  vorhandenen  Begriffsbestimmungen 
etwas  näher  an.  Weniger  gründlich  beantwortet  Schwander 
die  Frage:  »Was  versteht  man  unter  Notstandsarbeiten?«  »Unter 
Notstandsarbeiten  verstehen  wir  die  von  öffentlichen  Gemeinwirt- 
schaften (Gemeinde  Bezirk,  Provinz,  Staat)  veranlaßten  außer- 
gewöhnlichen Arbeiten    mit  dem  ausgesprochenen   Zwecke  der 


x)  Jastrow,  Sozialpolitik  und  Verwaltungswissenschaft,  Berlin  1902,  Bd.  I,  S.  240. 
2)  Soziale  Praxis,  XI.  Jahrg.,  Sp.  533  ff. 
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Beschäftigung  Arbeitsloser  in  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit«  1).  Uns 
will  es  unmöglich  erscheinen,  den  vorliegenden  Tatsachen  gegen- 
über mit  einer  solchen  Begriffsbestimmung  auszukommen.  Ein 
weiteres  Moment  berücksichtigt  Hartmann  in  seiner  Defi- 
nition. Ihm  sind  Notstandsarbeiten  alle  Veranstaltungen,  »die  ein 
Gemeinwesen  außerhalb  des  Rahmens  der  Armenpflege  zu  dem 
Zwecke  unternimmt,  arbeitslosen  Personen  Beschäftigung  zu  ver- 
schaffen«2). Erschöpfender,  wenn  auch  seinem  spezifischen  Zweck 
angepaßt,  finden  wir  auf  dem  Fragebogen  des  Statistischen  Jahr- 
buchs deutscher  Städte  eine  inhaltliche  Begrenzung  der  Notstands- 
arbeiten: »Als  Notstandsarbeiten  sind  anzusehen  und  hier  zu 
berücksichtigen  lediglich  solche  Arbeiten,  die  von  einer  Stadtver- 
waltung, unter  dem  unmittelbaren  Druck  eines  auf  dem  Wirtschafts- 
leben der  Stadt  in  außergewöhnlichem  Maße  lastenden  Über- 
angebots an  Arbeitskräften  nur  für  dessen  Dauer  und  ohne 
entscheidende  Rücksichtsnahme  auf  Rentabilität  und  derzeitige 
Notwendigkeit  der  Arbeit  veranlaßt  werden.« 

Enthält  auch  diese  Begriffsbestimmung  ein  Moment,  was  alle 
anderen  Autoren  unberücksichtigt  lassen,  nämlich  die  Rentabilität 
und  die  augenblickliche  Notwendigkeit  der  Arbeiten,  so  bringt  sie 
dennoch  das  Wesen  all  der  einzelnen  Begriffsmomente  nicht  restlos 
zum  Ausdruck.  Die  beste  Terminologie  scheint  mir  Baab  zu 
geben,  obwohl  auch  er  die  Wesensart  der  nichtfreien  öffentlichen 
Arbeiten  in  ihrem  gravierendsten  Kriterium  nicht  erfaßt  und  teils 
von  irrigen  Voraussetzungen  ausgeht.  Baabs  Definition  lautet: 
»Unter  Notstandsarbeiten  im  engeren  Sinne  versteht  man  diejenigen 
außerordentlichen  und  vorübergehenden  Maßnahmen,  die  von  seiten 
eines  Gemeinwesens  außerhalb  des  Rahmens  der  Armenpflege  in 
dem  Augenblicke  eines  herrschenden  Notstandes  zu  dem  besonderen 
und  ausschließlichen  Zwecke  getroffen  werden,  um  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit  von  größerem  Umfange  und  voraussichtlich  länge- 
rer Dauer  mit  Hilfe  der  Gewährung  von  unfreien  Arbeiten  zu 
bekämpfen«3).  Baab  geht  also  von  den  Voraussetzungen  aus, 
daß  die  Arbeitslosigkeit  ihrer  Dauer  und  ihrer  Natur  nach  von 
außergewöhnlichem  Charakter  sein  müsse  —  hierin  stimmt  ihm 
übrigens  der  Bearbeiter,  der  schon  erwähnten  Beiträge  zur  Arbeiter- 
statistik Nr.  2  zu,  wenngleich  er  selbst  keine  Definition  gibt;  —  ferner, 


1)  Schwander,  a.  a.  O.  S.  48. 
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3)  Baab,  a.  a.  O.  S.  304  ff. 
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daß  die  sog.  verschobenen  Arbeiten  und  die  durch  die  Natur- 
ereignisse veranlaßten  Arbeiten  wohl  ohne  weiteres  nicht  als  Not- 
standsarbeiten anzusehen  seien  und  daß  Notstandsarbeiten  stets 
von  einer  öffentlichen  Gemeinwirtschaft  ausgehen  müßten.  Uns 
wollen  alle  diese  letztgenannten  Merkmale  als  unwesentlich 
erscheinen,  und  Gründe,  warum  man  an  diesen  Kriterien 
vielfach  festhält,  vermögen  wir  nicht  zu  finden.  Wir  wollen  daher 
versuchen,  auch  unserseits  das  Wesen  der  Notarbeit  zu  umgrenzen 
und  die  Kriterien  der  Notstandsarbeiten  inhaltlich  festzulegen. 

Zuvor  wollen  wir  jedoch  kurz  darlegen,  daß  sich  in  der 
Praxis  namentlich  der  städtischen  Verwaltungen  eine  noch  weit 
größere  Mannigfaltigkeit  in  der  Auffassung  der  Dinge  ergibt. 
Zunächst  unterscheiden  einige  Städte  zwischen  »eigentlichen  Not- 
standsarbeiten« oder  »Notstandsarbeiten  im  engeren  Sinne«  und 
sog.  »freien  Arbeiten«  oder  »uneigentlichen  Notstandsarbeiten«, 
so  Mannheim,  Frankfurt  a.  M.,  Straßburg  u.  a.  Mühlhausen  kennt 
in  seinem  Bericht  »eigentliche  Notstandsarbeiten«  und  »voranschlag- 
mäßige, auf  den  Winter  verschobene  Arbeiten«.  Andere  Staats- 
verwaltungen unterscheiden  Notstandsarbeiten  und  Arbeiten  als 
»eine  nur  etwas  anders  geartete  Form  der  öffentlichen  Armen- 
unterstützung«, während  ein  grundsätzliches  Auseinanderhalten  von 
Notstandsarbeiten  und  Armenpflege  bei  manchen  weniger  deutlich 
oder  überhaupt  nicht  erkennbar  ist.  Essen,  Görlitz,  Bremen  und 
Kiel  berichten  von  einer  Verschiebung  von  Straßenbauten  und 
Schachtarbeiten  auf  den  Winter  und  bezeichnen  diese  nicht  als 
Notstandsarbeiten.  Nürnberg  verlegt  seine  öffentlichen  Arbeiten 
gemäß  einer  Verfügung  des  Magistrats  alljährlich  in  den  Winter 
und  nennt  derartige  Arbeiten,  wie  Kanalbauten  und  Schreiner- 
arbeiten, auf  dem  Fragebogen  des  Statistischen  Jahrbuches  deutscher 
Städte  Notstandsarbeiten  i.  e.  S.  Erfurt  unternimmt  Notstands- 
arbeiten, obwohl  in  den  Wintern  kein  eigentlicher  Notstand  vorlag. 
Ebenso  wiederholen  Mannheim  und  Offenbach  allwinterlich  ihre 
Arbeitslosenbeschäftigungen.  Einige  Städte  wieder  nennen  nur 
die  unproduktiven  Arbeiten,  d.  h.  soche,  wo  die  Kosten  sich  höher 
stellen,  als  der  Erfolg  bewertet  wird,  Notstandsarbeiten;  so  Königs- 
berg, Bielefeld,  Krefeld  und  Breslau.  Endlich  stellen  Elberfeld, 
Dortmund,  Lübeck  u.  a  Arbeitslose  auch  bei  Privatunternehmungen 
ein  und  wollen  diese  Arbeiten  auch  nicht  als  Notstandsarbeiten 
gelten  lassen.  Die  angeführten  Beispiele  werden  genügen,  um  die 
Mannigfaltigkeit  der  Auffassung  und  der  Standpunkte  zu  kenn- 
zeichnen, die  bei  der  Arbeitslosenbeschäftigung  in  bunter  Menge 


zutage  treten.  Unsere  Ansicht  über  all  die  verschiedenen  Auf- 
fassungen wird  sich  aus  der  folgenden  Definition  von  selbst  er- 
geben. 

Wenn  in  diesen  Erörterungen  des  öfteren  von  öffentlichen 
Arbeiten,  Notstandsarbeiten  usw.  die  Rede  ist,  so  hat  man  hier 
unter  »Arbeiten«  etwas  anderes  zu  verstehen,  als  dem  Wort  »Arbeit« 
in  rein  theoretisch-philosophischer  Bedeutung  schlechtweg  beigelegt 
wird.  Unter  »Arbeiten«  ist  hier  gemeint  ein  Komplex  noch  aus- 
zuführender Unternehmungen,  noch  zu  vollendender  Einzelwerke; 
so  spricht  man  von  Straßenarbeiten,  Planierungsarbeiten  usw.  Dies 
muß  für  die  folgenden  theoretischen  Erörterungen  festgehalten 
werden. 

Wir  werden  nun  das  Wesen  der  nichtfreien  Arbeiten,  der 
Notarbeit,  am  besten  erfassen,  wenn  wir  von  dem  Charakter  der 
freien  Arbeiten  ausgehen.  Die  freien  Arbeiten  werden  immer 
einem  außerhalb  ihrer  selbst  liegenden  Zweck  dienen.  Die  Stadt 
X  unternimmt  Straßenbauten,  weil  sie  der  Straßen  bedarf,  sie  baut 
eine  neue  Brücke,  weil  die  alte  den  Verkehrsverhältnissen  nicht 
mehr  entspricht.  Anders  aber  liegen  die  Dinge  bei  den  nichtfreien 
Arbeiten.  Die  Stadt  Y  läßt  Erdarbeiten,  Teicharbeiten  usw.  als 
Notarbeit  vornehmen,  nicht  weil  diese  Arbeiten  sich  zurzeit  als 
notwendig  erwiesen  haben,  sondern  weil  sie  Arbeitsgelegenheit 
für  Arbeitslose  schaffen  will.  Die  Notstandsarbeiten  —  aber  wohl- 
gemerkt, in  dem  oben  definierten  Sinne  als  Notstandsunterneh- 
mungen —  haben  also  Selbstzweck.  Um  Arbeit  zu  schaffen,  stellt 
man  neue  Arbeitsgelegenheit  bereit.  Freilich  mag  dies  nicht 
immer  der  einzigste  Zweck  der  Notstandsaktion  sein;  auch  darum, 
weil  man  diese  Arbeiten  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  doch  müßte 
vornehmen  lassen,  verlegt  man  gerade  diese  Arbeiten  in  die  Zeit 
der  wirtschaftlichen  Depression.  Aber  in  der  Zeit  und  unter  den 
Verhältnissen,  unter  denen  man  sie  erledigt,  sind  sie  in  erster 
Linie  eben  Selbstzweck.  Hieraus,  daß  eben  die  höchste  Zweck- 
bestimmung dieser  Unternehmungen  das  Unternehmen  selbst  ist, 
folgt  notwendig,  daß  sie  nicht  wie  freie  Arbeiten  nach  Utilitäts- 
und  Rentabilitätsprinzipien  vorgenommen  werden.  Die  Grundsätze 
der  Rentabilität,  die  beim  freien  Arbeitsvertrage  bei  beiden  kontra- 
hierenden Parteien  das  leitende  Moment  abgeben,  scheiden  hier 
mehr  oder  weniger  aus.  Man  wird  nicht  in  erster  Linie  fragen, 
wie  lassen  sich  diese  Erdmassen  für  uns  am  billigsten  und  schnellsten 
abtragen,  sondern,  wie  beschäftigen  wir  dabei  am  vorteilhaftesten 
die  Arbeitslosen.   Die  Antwort  auf  die  letztere  Frage  wird  je  nach 
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Lage  der  Dinge  ein  geringeres  oder  stärkeres  Abweichen  von 
den  Utilitäts-  und  Rentabilitätsgrundsätzen  gestatten.  Und  in 
diesem  Abweichen  von  der  Frage:  was  ist  wirtschaftlich  das  Oppor- 
tunste, liegt  das  Wesen  aller  Notarbeit,  aller  nichtfreien  Arbeiten. 

Wie  bei  jedem  Vertrage,  so  treten  auch  bei  dem  Arbeitsver- 
trage der  Notstandsarbeiten  zwei  Parteien  auf.  Auf  beiden  Seiten 
wird  man  unter  dem  Druck  der  gegebenen  Verhältnisse  von 
den  sonst  im  freien  Arbeitsvertrage  allein  maßgebenden  wirtschaft- 
lichen Grundsätzen  abrücken  müssen.  Je  weiter  man  nun  diese 
Grundsätze  auf  eine  der  beiden  oder  auf  beiden  Seiten  verlassen, 
sie  preisgeben  muß,  desto  mehr  nähert  sich  die  Arbeit  der  Not- 
arbeit und  desto  mehr  entfernt  man  sich  von  der  freien  Arbeit. 
Daraus  folgert  notwendig,  daß  es  verschiedene  Stadien,  verschiedene 
Arten  von  Notarbeit  geben  muß.   Wir  wollen  drei  unterscheiden. 

Auf  der  untersten  Stufe  steht  die  Armenarbeit,  die  wohl  in 
unserem  Sinne  als  die  intensivste  Notarbeit  zu  kennzeichnen  ist. 
Auf  Seite  der  städtischen  Armenverwaltung  besteht  ja  die  gesetz- 
liche Verpflichtung,  für  die  Arbeitsunfähigen,  die  Armen,  zu  sorgen. 
Und  wo  diese  Pflicht  bei  charitativen  Korporationen  nicht  besteht, 
nimmt  man  sich  der  Armen  aus  Mitleid  an.  Man  beschäftigt  sie, 
weil  man  auf  sie  den  psychologischen  Wert  der  Arbeit  erzieherisch 
will  einwirken  lassen,  nach  dem  alten  Grundsatz:  Arbeit  ist  besser  als 
Almosen.«  Der  Arme  aber,  dem  das  letzte  geboten  wird,  muß 
eben  ohne  Wahl  alles  nehmen,  was  man  ihm  darbietet.  So  schwebt 
über  dem  ganzen  Arbeitsverhältnis  der  Armenpflege  —  wenn 
man  von  einem  solchen  überhaupt  reden  kann  —  erbarmungsreiche 
Mildtätigkeit,  und  keiner  denkt  dabei  in  erster  Linie  an  die  Ver- 
wirklichung wirtschaftlicher  Grundsätze.  Hier  haben  wir  es  mit 
dem  ureigensten  Typus  der  Notarbeit  zu  tun. 

Das  zweite  Stadium  der  Notarbeit,  das  sich  schon  mehr  der 
freien  Arbeit  nähert,  bilden  die  sogenannten  Notstandsarbeiten  im 
engeren  Sinne.  Unter  dieser  Bezeichnung  verstehen  die  Städte 
fast  durchweg  solche  Arbeiten,  die  eigens  zu  dem  Zwecke  der 
Beschäftigung  arbeitsfähiger  und  williger  Arbeitsloser  von  den 
Kommunen  geschaffen  werden,  die  fast  immer  in  den  eigentlichen 
Aufgabenkreis  einer  städtischen  Gemeinwirtschaft  nicht  hineinge- 
hören und  die  in  ihrem  finanziellen  Erfolg  sich  weitaus  als  un- 
produktive Arbeiten  darstellen.  Auf  Seite  der  städtischen  Arbeit- 
geber finden  wir  also  hier  eine  mehr  oder  weniger  sich  geltend 
machende  Außerachtlassung  der  sonst  maßgebenden  wirtschaftlichen 
Grundsätze.    Nur  das  human-soziale  Bestreben,  den  notleidenden 


Arbeitslosen  in  Zeiten  der  unverschuldeten  Erwerbslosigkeit  zu 
helfen,  gibt  bei  den  Kommunen  das  oberste,  das  leitende  Prinzip 
ab.  Von  der  Armenarbeit  unterscheidet  sich  diese  Art  Notarbeit 
besonders  dadurch,  daß  die  in  das  Arbeitsverhältnis  eintretenden 
Personen  ein  physisch  und  psychisch  vollwertigeres  Arbeitermaterial 
abgeben,  die  aus  Gründen  wirtschaftlicher  Natur  ihre  Arbeitslosig- 
keit selbst  nicht  beheben  können.  Daher  gestalten  sich  denn  auch 
solche  Arbeiten  weit  rentabler  als  die  äußerst  unproduktive  Armen- 
arbeit. Die  Notstandsarbeiter  der  hier  erörterten  Art  können  auch 
mehr  wie  die  der  Armenpflege  nach  ihren  Fähigkeiten  beschäftigt 
werden,  wenngleich  auch  bei  ihnen  in  der  Beschäftigungsart  keine 
große  Auswahl  bleibt  und  manche  gerechte  Forderung,  wie  wir 
später  noch  sehen  werden,  hier  unerfüllt  bleiben  muß.  Auch  die 
Kommunen  können  diesen  Arbeitslosen  wirtschaftlich  weit  nutz- 
bringendere Arbeiten  wie  den  in  der  Armenpflege  Beschäftigten 
zumuten. 

Mußten  bei  den  bis  jetzt  besprochenen  beiden  Arten  der 
Notarbeit  die  Kommunen  meist  eigens  neue,  ihnen  oft  fremde 
Arbeitsgelegenheit  schaffen  und  die  Arbeiter  ohne  entscheidende 
Rücksichtnahme  auf  ihre  Fähigkeiten  die  Arbeit  annehmen,  so 
trifft  dies  bei  dem  letzten  Typus  der  Notarbeit,  bei  den  sog. 
Arbeitsverschiebungen  nicht  zu.  Als  Arbeitsverschiebungen  be- 
zeichnet man  solche  an  und  für  sich  notwendige  Arbeiten,  die 
meist  von  öffentlichen  Gern  ein  wirtschaften  in  die  Zeit  der  wirt- 
schaftlichen Depressionen,  der  Krisen  verlegt  werden,  um  die  Arbeits- 
losigkeit zu  mildern,  in  ihren  Folgen  abzuschwächen.  Die  Städte 
stellen  hier  für  die  Arbeitslosen  Arbeiten  bereit,  die  sie  doch,  wenn 
auch  zu  einer  anderen  Zeit,  hätten  vornehmen  lassen.  Sie  brauchen 
also  diese  Arbeiten  nur  in  eine  andere  Jahreszeit  zu  verlegen. 
Und  eben  diese  Verschiebung  gestaltet  das  Unternehmen  fast 
immer  zu  einem  unrentablen.  Vom  Standpunkt  einer  kaufmänni- 
schen Geschäftsführung,  einer  reinen  Interessenpolitik  aus,  würde 
die  Stadt  gar  nicht  dazu  kommen,  diese  Arbeiten  in  die  für  ihre 
Ausführung  äußerst  ungünstige  Jahreszeit  zu  verlegen.  Wieder 
ist  es  das  Überangebot  von  Arbeitskräften  auf  dem  Arbeitsmarkt, 
das  sie  veranlaßt,  Rentabilitätsgrundsätze  hintanzusetzen.  Ist  diese 
Abweichung  von  den  letzteren  auch  nur  in  geringem  Maße  vor- 
handen, so  haben  wir  es  auch  hier  mit  Notarbeit  zu  tun.  Oft 
kommt  es  vor,  daß  Städte  bei  Vergebung  städtischer  Arbeiten  die 
Unternehmer  verpflichten,  Arbeitslose  einzustellen  und  dann  an 
die  Unternehmer  für  jeden  Arbeiter  pro  Tag  50  Pfg.  zuzahlen. 
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In  einem  solchen  Falle  handelt  es  sich  nach  dem  Gesagten  augen- 
scheinlich um  Notarbeit;  denn  im  wirtschaftlichen  Eigeninteresse 
erscheint  es  durch  nichts  gerechtfertigt,  daß  eine  Stadt  bei  irgend- 
einem Unternehmen  für  jeden  Arbeiter  50  Pfg.  täglich  mehr  zahlt, 
als  der  Wert  der  geleisteten  Arbeit  ausmacht.  Nur  humanitäre 
Bestrebungen  können  hier  wieder  das  leitende  Agens  abgeben. 
Für  die  Arbeiter  liegt  bei  den  Arbeitsverschiebungen  ein  normaler 
Arbeitsvertrag  vor.  Sie  können  unter  voller  Berücksichtigung 
ihrer  physischen  und  manuellen  Fähigkeiten  ihre  Beschäftigungs- 
art wählen.  Nun  ist  freilich  die  Ansicht,  daß  die  Arbeits  Verschie- 
bung zu  der  Notarbeit  zu  rechnen  sei,  eine  sehr  umstrittene,  und 
es  gibt  viele,  die  das  verneinen.  Es  muß  demgegenüber  zunächst 
festgestellt  werden,  daß  die  drei  Arten  von  Notarbeit,  wie  sie  hier 
scharf  voneinander  abgegrenzt  wurden,  drei  Haupttypen  darstellen, 
die  aber  keineswegs  immer  so  rein  vorkommen,  wie  sie  hier  im 
Interesse  einer  präzisen  Begriffsbestimmung  geschildert  wurden. 
Natürlich  gibt  es  bei  der  Reichhaltigkeit  der  Maßnahmen  auf 
diesem  Gebiete  der  Arbeitslosenfürsorge  Erscheinungen,  die  teils 
hierhin,  teils  dorthin  gehören.  Uns  lag  vor  allem  daran,  das 
Wesen  der  Notarbeit  theoretisch  genau  zu  umgrenzen  und  die 
verschiedenen  Arten  scharf  herauszuarbeiten,  wie  sie  sich  nach 
dem  vorliegenden  Material  ergaben.  Denen  aber,  die  die 
Arbeitsverschiebungen  nicht  zu  den  Notstandsarbeiten  rechnen, 
möchten  wir  darin  zustimmen,  daß  es  eine  Art  von  Arbeitsver- 
schiebung gibt,  die  nicht  als  Notstandsarbeit  anzusprechen  ist. 
Über  sie  wird  weiter  im  dritten  Kapitel  dieser  Arbeit  zu  handeln 
sein.  Erwächst  der  Stadt  aus  der  Verschiebung  der  Arbeiten  in 
die  Krisenzeit  keine  finanzielle  Mehrbelastung,  wahrt  sie  also  voll- 
ständig die  wirtschaftlichen  Grundsätze  der  Rentabilität,  so  haben 
wir  es  augenscheinlich  nach  den  voraufgegangenen  Erörterungen 
nicht  mehr  mit  Notarbeit,  sondern  mit  freien  Arbeiten  zu  tun. 

Ergeben  sich  also  bei  freien  Arbeiten  —  d.  h.  Arbeiten,  die 
sowohl  im  freien  Arbeitsvertrag  als  auch  nach  rein  erwerbswirt- 
schaftlichen Grundsätzen  ausgeführt  werden  —  Utilitäts-  und  Ren- 
tabilitätsprinzipien als  leitende  Grundsätze,  so  werden  diese  bei 
den  nichtfreien  Arbeiten,  bei  der  Notarbeit  ausgeschaltet  und  an 
ihre  Stelle  treten  humanitär-soziale  Gesichtspunkte:  die  Beschäf- 
tigung der  unverschuldeten  Arbeitslosen.  Dabei  ist  zu  bemerken, 
daß  die  Stadt  bei  diesen  sozialen  Bestrebungen  fast  immer  ihr  Geld 
zusetzt.  Aus  all  diesem  folgt  notwendig,  daß  die  Stadt  den  freien 
Arbeitsvertrag  einzuschränken  berechtigt  ist  durch  Bestimmungen, 
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durch  die  ihre  kommunalen  Interessen  bei  dem  Unternehmen  ge- 
wahrt werden.  So  braucht  sie  beispielsweise  nicht  jeden  zu  den 
Arbeiten  zuzulassen;  sie  kann  das  Arbeitsverhältnis  von  ihrem 
Interessenstandpunkt  aus  regeln;  sie  kann  den  Lohn  festsetzen 
nicht  nach  der  geleisteten  Arbeitsmenge,  sondern  nach  der  Be- 
dürftigkeit des  Arbeiters.  Überhaupt  kann  die  Stadt  auf  den 
Arbeiter  nur  die  Rücksicht  nehmen,  die  seine  augenblickliche 
Notlage  erfordert.  Darüber  hinaus  kann  bei  den  ganzen  Notstands- 
aktionen nur  die  Wahrung  der  städischen  Interessen  als  Richtschnur 
dienen.  Dies  wird  um  so  mehr  zutreffen,  als  die  Arbeiten  sich  in 
dem  oben  dargelegten  Sinn  als  Notarbeit  charakterisieren  und  die 
städtischen  Geldmittel  in  Anspruch  nehmen. 

Nachdem  so  das  Wesen  der  Notarbeit  in  seinen  Hauptzügen 
gekennzeichnet  wurde,  verlangen  die  einzelnen  Kriterien,  um  zu 
einer  Definition  zu  gelangen,  nur  noch  einer  kurzen  Erwähnung. 
Denn  in  diesen  grundlegenden  Erörterungen  sind  die  einzelnen  Be- 
griffsmerkmale schon  vorhanden,  so  daß  wir  sie  einzeln  nur  zu 
nennen  brauchen.  Die  Armenarbeit  kann  im  Rahmen  unserer  Be- 
trachtung keine  eingehende  Erörterung  finden.  Im  IV.  Abschnitt 
der  Arbeit  sollen  einige  Arten  der  Arbeitslosenbeschäftigung  be- 
handelt werden,  die  sich  u.  E.  der  Armenarbeit  sehr  nähern,  ja 
zum  Teil  sich  mit  ihr  decken.  Weit  wichtiger  als  die  Armen- 
arbeit erscheinen  für  unser  Problem  die  beiden  anderen  Arten  der 
Arbeitsbeschaffung:  die  Notstandsarbeiten  im  eigentlichen  Sinn 
und  die  Arbeitsverschiebung.  Schon  oben  sahen  wir,  daß  diese 
beiden  Kategorien  der  Notarbeit  letzten  Endes  wesens verwandt 
sind.  Dennoch  gibt  es,  wie  schon  gesagt,  eine  Art  von  Arbeits- 
verschiebung, die  sich  vollständig  als  freie  Arbeit  charakterisiert. 
Diese  merklichen  Unterschiede  und  die  verschiedenen  Auffassungen 
der  Praxis  lassen  getrennte  Erörterungen  der  beiden  Arten  not- 
wendig erscheinen. 

Versuchen  wir  zunächst  die  Notstandsarbeiten  i.  e.  S.,  wie 
sie  zurzeit  von  den  Städten  allgemein  vorgenommen  werden,  zu 
definieren.  Bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Auffassungen,  die  hier 
heute  die  Praxis  beherrschen,  können  wir  aus  der  Menge  der  vor- 
liegenden Ansichten  und  Tatsachen  nur  die  wesentlichen  Begriffs- 
momente aufgreifen,  um  zu  den  einzelnen  Kriterien  zu  gelangen. 
Da  bei  den  Notstandsarbeiten,  wie  bei  jedem  Vertrag,  zwei  kon- 
trahierende Parteien  in  Frage  kommen,  so  erscheint  es  ratsam, 
auf  beiden  Seiten  die  bestimmenden  Verhältnisse  und  Bedingungen 
festzulegen. 
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Als  erstes  finden  wir  auf  Seiten  der  Arbeiter  die  Arbeits- 
losigkeit, den  harten  Notstand,  der  das  Einschreiten  der  Städte 
bewirkt.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  Notstandsarbeiten  nur 
zur  Zeit  des  wirtschaftlichen  Niedergangs,  schlechter  Konjunkturen, 
kurz :  zur  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  ausgeführt  werden.  Daher  fällt 
die  Vornahme  solcher  Arbeiten  auch  meistens  in  den  Winter, 
weil  zu  dieser  Jahreszeit  in  den  Saisongewerben  die  Arbeitslosigkeit 
am  stärksten  auftritt.  Liegt  ein  Notstand  nicht  vor,  wie  Bielefeld 
es  berichtet,  so  haben  wir  es  wohl  sine  dubio  nicht  mehr  mit  Not- 
standsarbeiten zu  tun.  Überhaupt  wird  dann  der  Grund  zur  Vor- 
nahme von  Notstandsarbeiten  wegfallen.  Diese  Ansicht  wird  über- 
einstimmend von  allen  Verwaltungen  vertreten.  Man  hat  nun  im 
Anschluß  hieran  vielfach  die  Frage  aufgeworfen  und  sie  auch  in 
langen  Erörterungen  zu  beantworten  gesucht:  wann  liegt  unver- 
schuldete Arbeitslosigkeit  vor?  Denn  nur  die  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit  kann  den  Gegenstand  städtischer  Fürsorge  bilden. 
Mit  vollem  Recht  weisen  nun  verschiedene  Autoren  darauf  hin, 
daß  diese  Frage  viel  Ähnlichkeit  mit  dem  spitzfindigen  Problem 
hat:  »Wieviel  Getreidekörner  gehören  dazu,  damit  man  von  einem 
Getreidehaufen  sprechen  kann?«.  Die  Streitfrage  aber  ist  hier 
wohl  die :  sollen  Notstandsarbeiten  nur  vorgenommen  werden,  wenn 
der  Notstand  von  längerer  Dauer  und  von  außergewöhnlichem 
Umfang  ist,  oder  soll  die  Intensität  des  Notstandes  nicht  maßgebend 
sein  für  die  Vornahme  von  Notarbeiten?  Dreydorff  und  Baab 
stellen  als  wesentlich  für  Notstandsarbeiten  hin,  daß 

1.  »die  Arbeitslosigkeit  sowohl  nach  der  Zahl  der  beschäf- 
tigungslosen Personen  wie  nach  ihrer  Dauer  von  außer- 
gewöhnlichem Umfang, 

2.  ihrem  Charakter  nach  außergewöhnlicher  Natur«  sein  müsse. 

In  diesen  Momenten  Kriterien  der  Notstandsarbeit  zu  er- 
blicken, erscheint  uns  durch  nichts  begründet.  Ohne  Zweifel  dürfen 
wir  auch  dann  von  Notstandsarbeiten  sprechen,  wenn  der  Notstand 
von  geringerer  Dauer  und  geringerem  Umfang  ist.  Die  von  Drey- 
dorff vertretene  Ansicht  kann  wohl  als  Postulat  einer  kommunalen 
Politik  gelten,  aber  für  das  Wesen  der  Notstandsarbeit  i.  e.  S.  er- 
scheint sie  uns  irrelevant.  Im  einzelnen  ist  die  Dringlichkeit  des 
Notstandes  für  die  Vornahme  der  in  Rede  stehenden  Arbeiten  Tat- 
bestandsfrage. Wir  können  nun  die  Wahrnehmung  machen,  daß 
die  Städte,  die  früher  nur  bei  allgemeiner  Arbeitslosigkeit  und 
solcher  von  längerer  Dauer  Notstandsarbeiten  i.  e.  S.  vornahmen, 
—  also  im  Sinne  Baabs  —  heute  bei  fortschreitendem  Interesse 
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für  soziale  Aufgaben  diesen  Standpunkt  mehr  und  mehr  verlassen 
und  auch  dann  Arbeitslose  mit  Notstandsarbeiten  beschäftigen, 
wenn  die  Beschäftigungslosigkeit  sich  nicht  allgemein  geltend 
macht.  So  kennen  Erfurt,  Mannheim,  Nürnberg  und  manche  andere 
Städte  die  Notstandsarbeiten  als  dauernde  Einrichtung,  d.  h.  so  oft 
im  Winter  sich  Arbeitslose  melden.  Freilich  wird  hier  zu  berück- 
sichtigen sein,  daß,  wie  schon  erwähnt,  ein  gewisser  Prozentsatz 
von  feiernden  Händen  immer  vorzufinden  ist.  Für  sie  natürlich 
kann  eine  städtische  Fürsorge  in  diesem  Sinne  nicht  in  Frage 
kommen.  Daher  hören  wir  denn  auch  oft  in  den  Stadtparla- 
menten bei  Ablehnung  von  Anträgen  auf  Vornahme  nichtfreier 
öffentlicher  Arbeiten  von  städtischen  Vertretern  die  Begründung, 
»daß  die  Arbeitslosigkeit  zurzeit  das  Maß  des  Normalen  nicht 
übersteige«. 

Eine  weitere  schwierige  Frage  ist  die  Zulassung  der  Saison- 
arbeiter zu  den  Notstandsarbeiten  i.  e.  S.  In  ihren  Einzelheiten 
werden  wir  sie  noch  später  zu  behandeln  haben.  Jetzt  sei  nur 
gesagt,  daß  die  Ansichten  der  Verwaltungen  hier  auseinandergehen. 
Ein  Teil  der  Städte  läßt  die  Saisonarbeiter  zu,  ein  anderer  nicht. 
Man  begründet  die  Abweisung  der  Saisonarbeiter  damit,  daß  bei 
ihnen  ein  wirklicher  Notstand  nicht  vorliegen  dürfe,  weil  ihr  Lohn 
zur  Zeit  der  Beschäftigung  so  hoch  bemessen  sei,  daß  sie  für  die 
Zeit  der  Arbeitslosigkeit  genügend  sparen  könnten,  und  daß  ferner 
ihre  Beschäftigungslosigkeit  sich  alljährlich  wiederhole,  somit  die 
Stadt  als  regelmäßige  Arbeitgeberin  für  arbeitsfähige  Personen 
wohl  nicht  in  Frage  kommen  könne.  So  sehr  nun  vom  sozial- 
politischen und  verwaltungstechnischen  Standpunkt  der  winterlichen 
Arbeitslosenbeschäftigung  als  dauernder  Einrichtung  das  Wort  zu 
reden  ist,  so  stehen  dem  doch  auch  Bedenken  entgegen.  Auf  die 
Bewertung  der  hier  fixierten  Tatsachen  wird  später  noch  zurück- 
zukommen sein.  Im  allgemeinen  möchten  wir  dem  Frankfurter 
Magistrat  zustimmen,  der  in  einem  Vortrag  an  die  Stadtverordneten 
vom  14.  November  T.902  ausführt:  »Wenn  es  sich  darum  handelt, 
daß  Einzelne  mit  ihrem  Willen  oder  gegen  denselben  ihre  Arbeits- 
stelle verloren  haben,  wird  es  Sache  der  betreffenden  sein  müssen, 
sich  anderweit  Arbeit  zu  suchen  oder  aber  —  in  Fällen  besonderer 
Not  —  die  öffentliche  Armenpflege  anzurufen.  Insoweit  ferner 
Arbeitslosigkeit  infolge  von  Arbeitseinstellung  oder  Aussperrung 
in  Betracht  kommt,  wird  eine  Parteinahme  der  Gemeinde  durch 
Arbeitsgewährung  oder  andere  Unterstützung  regelmäßig  von 
selbst  ausgeschlossen  sein.   Ebensowenig  wird  die  Gemeinde  ohne 
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weiteres  deshalb  eintreten  können,  weil  die  Übersetzung  einzelner 
Gewerbe  die  Erlangung  von. Arbeitsgelegenheit  zeitweilig  erschwert 
oder  weil  ein  nur  in  einzelnen  Teilen  des  Jahres  betriebenes  Ge- 
werbe keinen  für  das  ganze  Jahr  ausreichenden  Verdienst  schafft. 
Vielmehr  wird  auch  in  diesen  Fällen  prinzipiell  daran  festzuhalten 
sein,  daß  —  wie  im  kaufmännischen  Berufe,  bei  Bureaubeamten 
und  anderen  Berufen  —  so  auch  im  gewerblichen  Leben  die  Er- 
langung von  Arbeit  die  Aufgabe  der  Arbeiter  selbst  ist«. 

Als  zweites  Merkmal  der  Notarbeit  ergibt  sich  die  Tatsache, 
daß  der  Arbeitsvertrag  sich  als  ein  unfreier  darstellt.  Vieles  hier- 
über wurde  schon  früher  gesagt.  Der  unfreie  Arbeitsvertrag  ge- 
hört zum  Wesen  der  hier  besprochenen  Arbeiten,  weil  der  Arbeiter, 
durch  die  Verhältnisse  gezwungen,  ohne  Wahl  das  letzte  nimmt, 
was  ihm  geboten  wird,  um  eben  auf  ehrenvolle  Weise  das  Not- 
wendigste zum  Leben  zu  erwerben,  und  andererseits  die  Stadt 
berechtigt  erscheint,  nur  unter  Erfüllung  gewisser  Bedingungen 
Beschäftigung  zu  gewähren.  Denn  unter  günstigen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  kommt  sie  ja  als  Arbeitgeber  für  die  Masse  gar  nicht 
in  Betracht;  sie  muß  meistens,  um  der  Not  zusteuern,  ihr  Geld  zusetzen. 
Zudem  stellt  sie  ja  auch  keine  festgelegten  Anforderungen  an  die 
Leistungsfähigkeit  und  Geschicklichkeit  der  Arbeiter,  was  beim 
freien  Arbeitsvertrag  sich  ja  von  selbst  ergibt. 

Als  weiteres  Kriterium  der  Notstandsarbeiten  i.  e.  S.  führen 
Baab  u.  a.  an,  daß  die  Übernahme  solcher  Arbeiten  von  einer 
öffentlichen  Gemeindewirtschaft,  von  Kommune,  höherem  Kom- 
munalverband oder  Staat  in  Regie  erfolgen  müsse.  Wie  aus  den 
früheren  Ausführungen  schon  hervorgeht,  können  wir  uns  dieser 
Auffassung  nicht  anschließen.  Wohl  halten  wir  es  für  ein  er- 
strebenswertes Ziel,  daß  Notstandsarbeiten  in  eigener  Regie  vor- 
genommen werden,  aber  als  etwas,  was  zum  Wesen  der  Arbeits- 
losenbeschäftigung gehört,  können  wir  diese  Forderung  nicht  an- 
sehen. Warum  sollten  nicht  private  Vereine  oder  Körperschaften 
Notstandsarbeiten  veranstalten  können! 

Und  tatsächlich  kommen  solche  Fälle  vor.  Das  zwar  muß 
man  denen,  die  jene  Ansicht  vertreten,  Notstandsarbeiten  müßten 
notwendig  Regiearbeiten  sein,  zugeben,  daß  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  die  Notstandsaktionen  als  Regiearbeiten  unternommen 
werden.  Dennoch  sind  die  Fälle  nicht  selten,  daß  Notstandsarbeiten 
an  Unternehmer  vergeben  werden.  Wer  aber  mit  uns  die  Not- 
arbeit in  dem  oben  festgelegten  Sinne  auffaßt,  der  wird  in  der 
Regie  kein  wesentliches  Begriffsmoment  für  Notstandsarbeiten  er- 


—    27  — 


blicken  können.  So  spricht  man  denn  auch  von  kommunalen  und 
privaten  Notstandsarbeiten.  — 

Eine  weitere  Eigentümlichkeit  der  Notstandsarbeiten  liegt  in 
ihrer  Unproduktivität,  d.  h.  sie  gestalten  sich  teuerer  als  freie 
Arbeiten.  Damit  soll  nicht  gesagt  werden,  daß  Notstandsarbeiten 
eo  ipso  unproduktive  Arbeiten  sein  müssen.  Aber  es  besteht  nun 
einmal  die  Tatsache,  daß  fast  alle  Städte  mit  Ausnahme  von 
Straßburg,  Königsberg  und  wenigen  anderen  bis  heute  Notstands- 
arbeiten vorgenommen  haben,  die  weitaus  mehr  kosteten,  als  der 
faktische  Wert  der  geleisteten  Arbeit  betrug.  Und  dies  erscheint 
durchaus  nicht  verwunderlich,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Arbeiter 
in  vielen  Fällen  von  der  ihnen  zugedachten  Beschäftigung  so  gut 
wie  nichts  verstehen,  physisch  sich  ihr  nicht  gewachsen  zeigen, 
und  daher  oft  eine  große  Unlust  an  solchen  Arbeiten  bei  ihnen 
vorherrscht.  In  der  Entbehrung  der  maschinellen  Vorrichtung  und 
in  der  oft  störenden  Kälte  bergen  die  Notstandsarbeiten  dann  ferner 
natürliche  Hemmnisse  in  sich.  So  urteilt  Lindemann:  »Gegen- 
über der  Arbeitsspezialisierung  der  modernen  Technik  mutet  die 
gleichmäßige  Beschäftigung  der  verschiedensten  Berufe  mit  ein 
und  derselben  Arbeit,  die  nur  auf  die  unqualifizierte  Tagelohnarbeit 
gerichtet  ist,  als  ein  veraltetes  und  rückständiges  Gebaren  an.« 
Und  so  werden  die  Notstandsarbeiten  denn  auch  immer  mehr  oder 
weniger  unproduktive  Arbeiten  bleiben.  Die  Stadtverwaltungen 
aber  —  und  hier  stehen  wir  an  einem  der  durchschlagendsten 
Kriterien  der  Notstandsarbeiten  —  dürfen  im  allgemeinen  die 
Hilfsaktion  weder  in  der  Hoffnung  auf  finanziellen  Gewinn  ins 
Werk  setzen  noch  zur  Vermeidung  finanziellen  Verlustes  unter- 
lassen, wenn  letzterer  die  wirtschaftlichen  Kräfte  nicht  übersteigt. 
Für  sie  darf  nur  der  Notstand  maßgebend  sein,  wenn  die  ver- 
langten Opfer  ihre  wirtschaftlichen  Kräfte  eben  nicht  übersteigen. 

Als  letztes  Kriterium  stellt  eine  fortschrittliche  Sozialpolitik 
die  Bedingung  auf,  daß  Notstandsarbeiten  außerhalb  des  Rahmens 
der  Armenpflege  vorgenommen  werden  müssen.  Hierin  stimmen 
denn  auch  fast  alle  Sozialpolitiker  überein,  und  nur  Flesch  und 
v.  Weyrinck  wollen  die  städtische  Arbeitslosenbeschäftigung  als 
Armenunterstützung  aufgefaßt  wissen.  Bei  den  Städteverwal- 
tungen herrscht  letztere  Auffassung  heute  noch  nicht  allgemein 
vor.  Frankfurt  a.  M.  und  Straßburg  sehen  sie  »als  eine  etwas 
andere  Form  der  Armenunterstützung«  an.  Und  eben  deshalb 
muß  man  hier  immer  wieder  fordern,  daß  Notstandsarbeiten  i.  e.  S. 
und  Armenunterstützung  auch  verwaltungstechnisch  peinlich  aus- 
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einander  zu  halten  sind.  Diese  Auffassung  muß  sich  im  Volke 
durchsetzen.  Die  Armenpflege  übt  mit  ihren  rechtlichen  Wirkungen 
auf  viele  der  Armen  eine  moralische  Depression  aus,  was  nur  zu 
oft  sittliche  Schäden  im  Gefolge  hat.  Dr.  Schwander  äußert  sich 
darüber:  »Wir  wissen  alle,  die  wir  in  der  Armenpflege  tätig  sind, 
wie  dem  Anheimfallen  an  die  Armenpflege  so  leicht  ein  Herab- 
gehen des  Selbstgefühls,  ein  moralisches  Herabsteigen  folgt  und 
wie  schwierig  es  ist,  hier  wieder  das  Hinaufsteigen  zu  erreichen. 
Und  wenn  sich  der  auf  seine  wirtschaftliche  Selbständigkeit  stolze 
Arbeiter  von  der  Armenunterstützung  tatsächlich  frei  hält,  so  ist 
ihm  das  auch  nur  unter  allerlei  Entbehrungen  möglich.«  Kann 
man  dem  Arbeiter  das  Recht  auf  Arbeit  nicht  zugestehen,  so  soll 
man  ihm  wenigstens  seine  wirtschaftliche  Selbständigkeit  lassen 
und  den  unverschuldeten  Arbeitslosen  nicht  unter  das  erniedrigende 
Joch  der  Armenpflege  zwingen.  Übrigens  sollten  die  Städte  auch 
ein  lebhaftes  Interesse  daran  haben,  durch  Notstandsarbeiten  den 
Etat  ihrer  Armenverwaltung  zu  entlasten.  So  sagt  Mannheim  in 
seinem  Bericht,  »daß  es  das  Richtige  und  von  Wert  sei,  die  er- 
werbslos gewordenen  Gemeindeangehörigen  vor  den  mit  dem  Ein- 
greifen der  öffentlichen  Armenpflege  verknüpften  Folgen  zu  be- 
wahren und  ihnen  die  wirtschaftliche  und  moralische  Selbständig- 
keit zu  erhalten.«  Daneben  betont  der  Bericht  das  Interesse, 
welches  die  Gemeinde  daran  habe,  einer  allzu  großen  Belastung 
der  Armenkasse  nach  Kräften  entgegen  zu  wirken,  da  sich  Not- 
standsarbeiten im  allgemeinen  ja  noch  immer  billiger  gestalteten, 
als  direkte  Armenunterstützung. 

Somit  hätten  wir  die  Hauptpunkte,  die  zur  Festlegung  einer 
Definition  in  Frage  kommen,  berührt.  Als  wesentliche  Begriffs- 
merkmale müssen  danach  gelten: 

1 .  das  Vorhandensein  eines  Notstandes,  der  auf  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit  zurückzuführen  ist, 

2.  die  Notstandsarbeiten  müssen  unfreie  Arbeiten  sein; 

3.  für  die  Inangriffnahme  von  Notstandsarbeiten  darf  den 
Stadtverwaltungen  im  allgemeinen  nicht  die  Aussicht  auf  den 
finanziellen  Erfolg  oder  Mißerfolg  bestimmend  sein,  sondern  allein 
die  Dringlichkeit  des  Notstandes; 

4.  Notstandsarbeiten  sind  außerhalb  des  Rahmens  der  Armen- 
verwaltung vorzunehmen. 

Nach  alledem  läßt  sich  für  den  Begriff  Notstandsarbeiten 
i.  e.  S.  folgende  Formulierung  finden:  »Unter  Notstandsarbeiten 
i.  e.  S.  faßt  man  jene  Maßnahmen  ins  Auge,  die  zur  Zeit  eines 
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Notstandes,  hervorgerufen  durch  Arbeitslosigkeit,  meist  von  einem 
Gemeinwesen  unter  Voransetzung  humanitär  sozialer  Grundsätze 
und  teilweiser  Außerachtlassung  von  Utilitäts-  und  Rentabilitäts- 
prinzipien unternommen  werden,  um  unverschuldete  Arbeitslosig- 
keit außerhalb  des  Rahmens  der  Armenpflege  durch  unfreie  Ar- 
beiten zu  bekämpfen.« 

Begriff  und  Wesen  der  Arbeits  Verschiebungen. 

Schon  oben  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  es  zwei  Arten 
von  Arbeitsverschiebungen  gibt:  eine,  die  sich  als  Notarbeit  dar- 
stellt, und  eine,  die  zu  den  freien  Arbeiten  zu  rechnen  ist.  Es 
wurde  dargelegt,  daß  dann,  wenn  die  Stadt  aus  sozialen  Beweg- 
gründen heraus,  um  für  die  Arbeitslosen  zu  sorgen,  sonst  allgemein- 
gültige Rentabilitätsgrundsätze  aufgibt,  Notarbeit  vorliegt.  Trifft 
dies  nicht  zu,  so  haben  wir  es  bei  den  Arbeitsverschiebungen  mit 
freien  Arbeiten  zu  tun.  Freilich  läßt  sich  eine  scharfe  Grenze 
hier  nicht  ziehen.  Nur  im  Interesse  einer  klaren  Systematik  wurde 
auf  dem  hier  eingeschlagenen  Weg  zu  einer  Definition  vorgegangen. 
Diese  Deduktionen  bis  zur  kleinlichen  Konsequenz  durchgeführt, 
würden  nicht  immer  ein  zutreffendes  Bild  von  dem  Tatsächlichen 
geben.  Im  allgemeinen  liegen  bei  Arbeitsverschiebungen  dann 
freie  Arbeiten  vor,  wenn  die  Stadt  die  Unternehmungen  im  freien 
Arbeitsvertrag  vergibt  und  diesen  durch  keinerlei  Bestimmungen 
einschränkt.  Dies  trifft  auch  dann  zu,  wenn  sie,  um  wirtschaftliche 
Depressionszustände  auf  dem  Markt  zu  beseitigen,  bei  den  Arbeits-  * 
Verschiebungen  ein  Aufgeld  zahlt,  d.  h.  für  die  Ausführung  der 
Arbeit  zur  Krisenzeit  mehr  zahlt,  als  sie  in  wirtschaftlich  normalen 
Zeiten  zu  zahlen  hätte  und  als  dem  Wert  der  Arbeiten  entspricht. 
Was  also  von  der  Notarbeit  mit  ihrem  unfreien  Arbeitsvertrag 
gesagt  wurde,  kann  auf  die  Arbeitsverschiebungen  als  freie  Arbeit 
keine  Anwendung  finden.  Sie  haben  als  solche  nichts  Besonderes 
an  sich.  Nur  ihre  Zweckbestimmung  im  Systeme  dieser  Arbeit 
bedarf  einer  besonderen  Erörterung. 

Jedes  öffentlichrechtliche  Gemeinwesen  hat  als  höchste  und 
letzte  Aufgabe,  dem  Wohlergehen  seiner  Bürger  zu  dienen.  Ergibt 
sich  für  den  Staat  diese  Aufgabe  in  weiteren  Grenzen,  so  muß 
sich  die  Gemeinde  in  engerem  Gebiete  diesem  höchsten  Ziele 
unterordnen.  Eine  Gemeindeverwaltung  besitzt  nicht  nur  obrig- 
keitliche Befugnisse,  sondern  hat  auch  gemeinwirtschaftliche  Auf- 
gaben zu  erfüllen.  Diese  erfordern  namentlich  in  den  Großstädten 
ein  bestimmtes  Maß  sozialer  Bestätigung  im  Interesse  der  wirt- 
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schaftlich  schwächeren  Klassen.  Liegt  es  nicht  in  der  Macht 
dieser  Berufsgruppen,  ihre  vitalen  wirtschaftlichen  Interessen  in 
entsprechender  Weise  geltend  zu  machen,  so  sollen  Staat  und  Kom- 
mune für  sie  eintreten.  Eine  solche  Politik  darf  nun  nicht  in  den 
Grundsätzen  des  Polizeistaates  münden,  vielmehr  müssen  im  Inter- 
esse des  Allgemeinwohls  Staat  und  Gemeinde  eine  gerechte  Ab- 
wägung der  verschiedenen  Interessen  vornehmen. 

Unsere  öffentlichrechtlichen  Gemeindewirtschaften,  Staat, 
höhere  Kommunalverbände  und  Städte  spielen  als  Arbeitgeber 
bei  Erfüllung  moderner  Aufgaben  auf  dem  Arbeitsmarkt  eine 
nicht  geringe  Rolle.  Das  Reich  ist  Arbeitgeber  in  seiner  Reichs- 
postverwaltung, Reichseisenbahnverwaltung,  Militär-  und  Marine- 
verwaltung. Aber  auch  nur  in  beschränkterem  Maße  kann  das 
Reich  als  Auftraggeber  und  Unternehmer  in  Anspruch  genommen 
werden;  eine  weit  bedeutendere  Stellung  nehmen  hier  die  Einzel- 
staaten ein.  Bei  der  Konzentration  so  vieler  Menschen  in  den 
Großstädten,  bei  den  mannigfachen  sozialen  Aufgaben  einer  Stadt- 
gemeinde und  dem  wachsenden  volkshygienischen  Standard  kommen 
aber  namentlich  die  Kommunen  als  Konsumenten  und  Produzenten 
stark  in  Frage  und  beleben  mit  ihren  Aufträgen  besonders  den 
lokalen  Markt.  Schon  als  Verwalterin  des  gesamten  städtischen 
Eigentums  hat  jede  Stadt  einen  nicht  geringen  Bedarf  an  Waren. 
Als  solche  vergibt  sie  aber  auch  eine  Menge  der  verschiedensten 
Arbeiten.  Immer  mehr  ist  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  von 
den  Stadtverwaltungen  der  Standpunkt  praktisch  vertreten  worden, 
daß  die  Städte  selbst  wirtschaftlich  tätig  sein  sollen,  und  immer 
mehr  hat  sich  die  Zahl  der  städtischen  Monopole  und  damit  der 
städtischen  Eigenbetriebe  vermehrt.  Als  solche  wären  zu  nennen: 
Gas-,  Elektrizitäts-  und  Wasserwerke,  Straßenbahn,  Hoch-  und 
Tiefbau,  Kanalisationswerke,  Straßenreinigungs-  und  Abfuhrunter- 
nehmung, Schlacht-  und  Viehhöfe,  Markthallen,  Feuerlösch-  und 
Botendienst,  Badeanstalten,  öffentliche  Anlagen  (Parks,  Friedhöfe), 
schließlich  Schulbauten,  besonders  Volksschulen,  Theater,  Museen 
usw.  Nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  haben 
von  den  58  Städten  über  50000  Einwohner  46  in  eigner  Regie 
Abfuhr  und  Kanalisation,  46  Gaswerke,  38  Elektrizitätswerke,  43 
Wasserwerke,  47  Schlacht-  und  Viehhöfe,  42  Badeanstalten,  10 
Straßenbahnen,  16  Markthallen.  Georg  Jaffe  berechnet  den  ge- 
samten Kapitalwert  der  wirtschaftlichen  Unternehmungen  deutscher 
Städte  auf  jährlich  3 — 4  Milliarden  Mark1);  in  diese  Summe  sind 

x)  Ztschr.  für  Sozialwissenschaft,  August  1908. 


nicht  einbegriffen  die  Rieselgüter,  der  Forstbesitz,  sowie  die  städti- 
schen Finanz-  und  Kreditinstitute.  Erwähnt  werden  muß  dann 
hier  noch  der  schon  genannte  Vorschlag  von  J.  Wolf,  wonach  die 
Kommunen  durch  die  Sanierung  alter  ungesunder  Stadtteile  und 
den  Wohnungsbau  für  die  arbeitenden  Klassen  der  Bevölkerung 
reichliche  Arbeitsgelegenheit  zu  schaffen  in  der  Lage  sind.  Die 
schon  erwähnten  Notstandsarbeiten  von  Lancashire  können  für  den 
Wolfschen  Vorschlag  als  vorbildlich  hingestellt  werden.  Nicht  nur 
Kanalisierungs-  und  Drainierungsarbeiten  führt  das  die  Lancashirer 
regelnde  Gesetz  auf,  auch  den  Bau  von  Reservoiren  für  die  Wasser- 
versorgung, Straßenbauten,  die  Anlage  von  Parks,  die  Reinigung 
und  Regulierung  von  Flüssen  und  ähnliche  Arbeiten,  die  sich  als 
sanitäre  Verbesserungen  von  bleibendem  öffentlichen  Wert  dar- 
stellen. Aber  auch  der  Staat,  die  Provinzen  und  Kreise  haben 
in  der  Erfüllung  der  ihnen  durch  Gesetz  zugedachten  Aufgaben 
eine  Fülle  von  öffentlichen  Arbeiten  zu  vergeben.  Addiert  man  alle 
diese  Faktoren,  so  ergibt  sich,  daß  sich  heute  eine  beachtenswerte 
Summe  von  Produktionsmöglichkeiten  in  den  Händen  der  öffent- 
lichen Gemeinwirtschaften  vereinigt  findet  und  daß  diese  als  Unter- 
nehmer und  Auftraggeber  auf  dem  Arbeitsmarkt  eine  bedeutungs- 
volle Stellung  einnehmen. 

Ihrem  inneren  Wesen  nach  ist  die  privatwirtschaftliche  Pro- 
duktion scharf  zu  trennen  von  der  gern  ein  wirtschaftlichen.  Während 
die  erstere  nur  um  Gewinn  zu  erzielen,  produziert,  unternimmt  diese 
die  Produktion  nur  im  Interesse  und  zum  Nutzen  ihrer  Mitglieder. 
Es  ergibt  sich  somit  ein  Unterschied  zwischen  der  Erwerbspro- 
duktion und  der  Bedarfsproduktion.  Diese  Verschiedenheit  kommt 
der  Arbeitsverschiebung  zugute  und  erleichtert  ihre  Begründung. 
Denn,  wenn  schon  die  Städte  nicht  des  Gewinnes  wegen,  sondern 
nur  im  Interesse  und  zum  Nutzen  ihrer  Mitglieder  die  Produktion 
überhaupt  unternehmen,  dann  können  sie  sich  um  so  mehr  bewogen 
fühlen,  diese  Produktion  auf  Monate  oder  Jahre  hinaus  zu  ver- 
schieben, wenn  eben  dieses  Wohlergehen  ihrer  Mitglieder  diese 
Arbeitsverteilung  dringend  erfordert.  Gibt  schon  das  Wohlergehen 
der  Bürger  das  leitende  oberste  Prinzip  bei  den  ganzen  gemein- 
wirtschaftlichen Unternehmen  ab,  warum  wollen  die  Städte  dann 
auf  halbem  Wege  stehen  bleiben  und  das  Prinzip  nicht,  wo  an- 
gängig, bis  zur  letzten  Konsequenz  durchführen!  Es  ergibt  sich 
so  die  durchaus  berechtigte  soziale  Forderung,  daß  die  öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften  ihre  Aufträge  bei  günstiger  Konjunktur 
dem  Markt  entziehen  und  in  die  Krisenzeit,  wenn  es  an  Aufträgen 
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mangelt,  wieder  zuführen  sollen.  Staat  und  Kommunen  können 
so  eine  gewisse  Regulierung  des  Marktes  bewirken  und  innerhalb 
lokaler  Grenzen  eine  bedingte  Gleichheit  von  Angebot  und  Nach- 
frage erzielen.  Freilich  läßt  sich  dies  leichter  theoretisch  darstellen, 
als  praktisch  ausführen;  denn  dieser  Politik  sind  in  den  diese  Ver- 
hältnisse bedingenden  Tatsachen  oft  Grenzen  gezogen.  Mit  abso- 
luter Stetigkeit  lassen  sich  Arbeitsverschiebungen  nicht  durchführen; 
es  gibt  nicht  wenige  Fälle,  wo  man  auf  ihre  Anwendung  ver- 
zichten muß. 

Eine  auf  Monate  und  Jahre  hinaus  vorgenommene  planmäßige 
Verteilung  der  öffentlichen  Arbeiten  in  dem  angedeuteten  Sinne 
würde  bewirken,  daß  die  Krisis  gemildert  und  der  Markt  durch 
die  städtischen  und  staatlichen  Aufträge  neu  belebt  würde.  Daraus 
ergibt  sich  eine  Einschränkung  der  Arbeitslosigkeit  und  eine 
Milderung  ihrer  Folgen.  Aber  weiter:  die  Notarbeit  mit  ihren 
für  den  Arbeiter  unerfreulichen,  armenpflegerischen  Begleiter- 
scheinungen wird,  wenn  schon  nicht  ganz  entbehrlich,  so  doch 
auf  nur  wenige  Arbeiter  beschränkt.  Die  Verdingung  seiner  Ar- 
beitskraft in  einem  unfreien  Vertrage  mit  seinen  einschränkenden 
Zulassungsbedingungen  wird  dem  Arbeiter  bei  den  Arbeits  Ver- 
schiebungen erspart.  Er  braucht  nicht  gegen  äußerst  geringen 
Lohn  die  seinen  Fähigkeiten  und  Gewohnheiten  ganz  und  gar 
widersprechende  Notstandsarbeit  zu  verrichten,  die  ihn  nicht  selten 
auf  Wochen  und  Monate  hinaus  für  seine  gewohnte  Berufstätig- 
keit untauglich  macht.  Die  Arbeitsverschiebung  ermöglicht  viel- 
mehr dem  Arbeiter,  in  seinem  alten  Beruf  unter  normalen  Arbeits- 
bedingungen zu  arbeiten  mit  dem  Bewußtsein  einer  unabhängigen 
wirtschaftlichen  Existenz.  Für  die  Stadt  aber  haftet  diesen  Unter- 
nehmungen nicht  all  das  Problematische  eines  Notbehelfs,  der 
Notarbeit  an. 

Stellung  des  Staates  und  der  Städte  zu  der  Arbeitsbeschaffung. 

Die  Frage  nach  den  Beweggründen,  aus  denen  heraus  Staat 
und  Gemeinden  den  Arbeitslosen  Arbeit  und  Brot  gewähren,  wird 
in  der  Stellung  dieser  Körperschaften  zu  dem  Problem  der  Ar- 
beitsbeschaffung eine  Beantwortung  finden  und  des  weiteren  eine 
Erörterung  des  Rechts  auf  Arbeit  und  der  rechtlichen  Grundlage 
der  Arbeitslosenfürsorge  als  notwendig  erscheinen  lassen.  Gehen 
wir  von  der  schon  erwähnten  Auffassung  aus,  daß  Staat  und  Ge- 
meinden sich  nicht  nur  als  Polizei-  und  Verwaltungsinstrumente 
exekutiver  Aufgaben  zu  fühlen  haben,  sondern  daß  der  nationale 
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Staat  auch  einen  geeigneten  wirtschaftlichen  Organismus  darstellt, 
in  dem  die  Behörden  unter  dem  leitenden  Prinzip  des  Allgemein wohls 
in  angemessener  Weise  die  wirtschaftlich  Schwächeren  zu  schützen 
berufen  sind,  so  haben  wir  hierin  das  letzte  Agens  jeder  sozialen 
Fürsorge  der  öffentlichen  Gemeinwirtschaften.  Aber  weiter  wollen 
die  Kommunen  durch  eine  systematische  Arbeitslosenbeschäftigung 
ihren  Armenetat  entlasten.  So  führt  Mannheim  in  seinem  Bericht 
an,  daß  die  Arbeitsbeschaffung  der  Armenpflege  vorzuziehen  sei, 
da  diese  sich  doch  immerhin  teurer  gestalte  als  jene.  Dies  haben 
mir  denn  auch  in  mehreren  Städten  die  Leiter  der  Armenverwal- 
tungen und  der  Notstandsaktionen  immer  nur  bestätigt.  Sodann 
mögen  hier  das  Bemühen,  Aufstände  um  jeden  Preis  zu  vermeiden, 
und  die  Volksmenge  zu  beruhigen,  eine  wenn  auch  äußerst  unter- 
geordnete Bedeutung  gewinnen.  Aber  all  diese  Bestrebungen 
können  wohl  kaum  den  tiefsten  Grund  für  die  oft  erstaunlichen 
Leistungen  auf  diesem  Gebiet  —  so  verausgabte  Düsseldorf  im 
Winter  1908/09  fast  genau  eine  halbe  Million  für  Notstandsarbeiten, 
d.  i.  10%  des  gesamten  dortigen  Staatseinkommensteuersolls  im 
gleichen  Jahre  —  abgeben.  Bevor  wir  jedoch  die  Frage  nach  der 
rechtlichen  Grundlage  der  Arbeitslosenbeschäftigung  eingehender 
untersuchen,  wollen  wir  einzelne  Stadtverwaltungen  und  Vertreter 
der  Ministerien  über  die  Motive  ihrer  Fürsorge  selbst  hören. 

In  dem  schon  genannten  Vortrag  des  Stadtmagistrats  Frank- 
furt a.  M.  an  die  Stadtverordnetenversammlung  über  »städtische 
Maßnahmen  für  den  Fall  außergewöhnlicher  winterlicher  Arbeits- 
losigkeit« heißt  es,  daß  »eine  Verpflichtung  der  Gemeinde  zur 
Fürsorge  für  Arbeitslose  schlechthin  durchaus  abzulehnen«  sei; 
weiter:  »es  ist  daran  festzuhalten,  daß  es  sich  bei  diesen  Notstands- 
arbeiten um  eine  ganz  außergewöhnliche  und  vorübergehende  Ein- 
richtung handelt«,  worauf  der  Referent  fortfährt:  »Wohl  aber  wird, 
wenn  die  Arbeitslosigkeit  in  größerem  Umfange  und  mit  längerer 
Dauer  eintritt,  eine  solche  Gestaltung  der  tatsächlichen  Verhältnisse 
eintreten  können,  daß  angesichts  der  schweren  Bedenken,  welche 
aus  sittlichen  wie  sozialen  Gesichtspunkten  der  öffentlichen  Armen- 
unterstützung arbeits-  und  erwerbsfähiger  Personen  entgegenstehen, 
es  ratsam,  ja  allein  richtig  erscheint,  durch  Beschaffung  sog.  Not- 
stand sarbeiten  von  Stadtwegen  die  Existenz  der  betroffenen  Ar- 
beiterfamilien aufrecht  zu  erhalten.  Dies  kann  namentlich  dann 
der  Fall  sein,  wenn  die  Zeit  der  außergewöhnlichen  Arbeitslosig- 
keit mit  der  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  der  ärmeren  Bevölke- 
rung erheblich  steigernden  Winterszeit  zusammenfällt.«    Eine  ähn- 
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liehe  Ansicht  vertrat  der  Bürgermeister  der  Stadt  Straßburg  in 
der  Gemeinderatssitzung  vom  17.  Dezember  1902.  Er  sagte: 
»Auch  die  Meinung,  daß  die  Gemeinden  die  Pflicht,  wenn  auch 
nur  die  moralische,  haben,  in  der  ungünstigen  Jahreszeit  für  die 
Arbeiter  Arbeitsgelegenheit  bzw.  Verdienst  zu  schaffen,  könne 
man  nur  mit  Vorbehalt  zustimmen.«  Nachdem  er  dann  die  Be- 
fürchtung ausgesprochen,  daß  die  Arbeiter  die  Neigung  hätten, 
sich  zu  sehr  auf  städtische  Hilfe  zu  verlassen,  schließt  er,  »daß 
die  Stadt  eine  Verpflichtung  zur  Beschäftigung  Arbeitsloser  aner- 
kenne, dazu  liege  doch  keine  Veranlassung  vor.«  In  einer  Vor- 
lage an  den  Bürgerausschuß  von  1901  erklärt  der  Magistrat  der 
Stadt  Mannheim,  obwohl  gerade  Mannheim  seit  1891  alljährlich 
Arbeitslose  beschäftigt,  daß  »die  städtische  Verwaltung  weder  die 
Verpflichtung  noch  die  Möglichkeit  habe,  allen  beschäftigungslosen 
Einwohnern  Arbeit  und  Erwerb  zu  bieten.«  Plauen  lehnt  es  1909 
im  Prinzip  ab,  die  Forderungen  der  Delegierten  der  Arbeitslosen 
überhaupt  entgegenzunehmen.  Auch  Breslau  stellt  in  einem  Erlaß 
fest,  daß  keine  Pflicht  des  Magistrats  zur  Arbeitslosenbeschäftigung 
vorliege,  »da  indessen  ein  Teil  dieser  Arbeitslosen  die  Armen  Ver- 
waltung in  Anspruch  nehmen  dürfte,  wird  beschlossen«  usw. 
Eine  ähnliche  Stellung  nimmt  Bonn  ein,  wenn  es  seine  Grundsätze 
für  die  Beschäftigung  Arbeitsloser  beginnt:  »Um  die  Gewährung 
von  öffentlicher  Armenunterstützung  zu  vermeiden,  können  Ar- 
beitslose mit  Notstandsarbeiten  beschäftigt  werden.« 

Günstiger  für  die  Arbeitslosen  beantwortete  Oberbürgermeister 
Wallraf  die  in  Rede  stehende  Frage  in  der  Kölner  Stadtverord- 
netensitzung vom  Januar  1908.  Er  führt  aus:  »Die  Stadt  ist  nicht 
in  der  Lage,  alle  Schäden  einer  rückgängigen  Konjunktur  zu 
heilen;  sie  kann  nur  in  den  Grenzen  des  ihr  Möglichen  für  Ar- 
beitsbeschaffung sorgen.  Rechtliche  Grundlage  ist  das  Armen- 
recht, wenn  man  auch  über  diese  Grenze  entsprechend  dem  stärkeren, 
sozialen  Empfinden  unserer  Zeit  hinausgehen  will.«  Noch  weiter 
auf  dem  eingeschlagenen  Wege  aber  geht  der  Beigeordnete  Fuchs 
in  der  Kölner  Stadtverordnetensitzung  vom  15.  Oktober  1908. 
Nach  ihm  ist  »die  Stadt  verpflichtet,  der  Arbeitslosigkeit  zu 
steuern,«  denn  »die  Idee,  daß  der  Arbeitslosigkeit  durch  Staat  und 
Gemeinde  zu  begegnen  sei,  ist  wohl  Gemeingut  aller  sozial 
Denkenden  geworden.  Allerdings  ist  die  gesetzliche  Basis  immer 
das  Armenrecht.«  Dieser  Ansicht  trat  auch  der  Oberbürgermeister 
Funk,  Elberfeld,  in  der  dortigen  Stadtverordnetensitzung  vom  No- 
vember 191 2  bei,  indem  er  es  für  eine  Pflicht  des  Magistrats  be- 
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zeichnete,  Notstandsarbeiten  für  den  Fall  einer  größeren  Arbeits- 
losigkeit bereit  zu  stellen.  In  weit  modernerem  Geiste  beantwortet 
Beigeordneter  Dr.  Most,  Düsseldorf,  die  Frage:  Warum  schaffen 
Staat  und  Gemeinde  den  Arbeitslosen  Beschäftigung?  In  einer 
seiner  Reden  führt  er  aus,  daß  »das  verfeinerte,  ja  hier  und  da 
überfeinerte  soziale  Empfinden  der  öffentlichen  Meinung«  immer 
mahnender  die  Arbeitslosenfürsorge  den  modernen  Stadtverwaltungen 
vor  Augen  halte,  und  fährt  dann  fort:  »Maßgebend  sind  also  für 
die  Übernahme  der  Fürsorge  überhaupt  soziale,  für  ihre  Übernahme 
gerade  in  der  Form  der  Arbeitsdarbietung  vorwiegend  pädagogische 
Gesichtspunkte  und  polizeiliche  im  alten,  guten  Sinne  des  Wortes.« 
.  .  .  .  »Die  sozialpolitische  und  pädagogische  Bedeutung  der  Ar- 
beitslosenbeschäftigung ist  Grund  genug,  ihr  besondere  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden ;  dazu  tritt  aber  noch  ein  weiteres  nicht  minder 
bedeutsames  Moment,  das  finanzpolitische.« 

Wie  die  meisten  Städte,  so  sind  auch  die  Regierungen  der 
Ansicht,  daß  es  die  vornehmste  Aufgabe  eines  jeden  Staatswesens 
sei,  seinen  wertvollsten  Besitz,  die  geistige  und  physische  Arbeits- 
kraft seiner  Bürger  sich  zu  erhalten  und  für  den  Fall  unver- 
schuldeter Arbeitslosigkeit  nach  Möglichkeit  Arbeit  bereit  zu  stellen. 
Der  preußische  Handelsminister  Dr.  Delbrück  erklärte  am  10. 
Dezember  1908  im  preußischen  Abgeordnetenhaus,  daß  die  kgl. 
Staatsregierung,  »was  die  Arbeitslosenfürsorge  betrifft,  sich  nicht 
von  rechtsphilosophischen  Theorien  leiten  läßt,  sondern  lediglich  von 
dem  Gesichtspunkte,  daß  der  Staat  das  größte  Interesse  an  dem 
Wohlergehen  seiner  sämtlichen  Bürger  hat,  daß  der  Staat  mit  den 
Mitteln,  die  ihm  zur  Verfügung  stehen,  immer  eingreifen  muß, 
wenn  es  gilt,  schwierige  Verhältnisse  ganzer  Bevölkerungsklassen 
zu  lindern«.  In  derselben  Sitzung  versicherte  der  preußische 
Eisenbahnminister  Breitenbach,  »daß  die  Staatseisenbahnverwaltung 
und  die  Staatsbau  Verwaltung  auf  das  äußerste  bemüht  sein  würden, 
den  Schwierigkeiten  der  wirtschaftlichen  Situation,  besonders  der 
Arbeitslosigkeit  vorzubeugen«.  Auch  in  anderen  Parlamenten 
haben  die  Vertreter  der  einzelnen  Regierungen  immer  wieder  be- 
tont, daß  Staat  und  Gemeinden  alles  tun  würden,  um  die  Folgen 
der  Arbeitslosigkeit,  den  Notstand  zu  lindern.  Auch  haben  die 
Minister  der  zuständigen  Ressorts  in  besonderen  Verfügungen  die 
ihnen  unterstellten  Behörden  auf  die  Notwendigkeit  einer  pflicht- 
schuldigen Arbeitslosenfürsorge  hingewiesen.  So  der  hessische 
Minister  noch  in  jüngster  Zeit.  Es  sei  hier  nur  von  allen  der  Er- 
laß des  preußischen  Ministers  des  Innern  vom  Jahr  1894  seinem 
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Inhalte  nach  wiedergegeben:  »Dem  Entstehen  weitverbreiteter 
Arbeitslosigkeit  sei  vorzubeugen  und  die  Wirkungen  eines  un- 
vermeidlichen Arbeitsmangels  zu  mildern.  Wie  der  Staat  so  hätten 
auch  die  kommunalen  Vertretungen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeit- 
geber die  Pflicht,  der  Arbeitslosigkeit  nach  Kräften  dadurch  ent- 
gegenzuwirken, daß  die  allgemein  und  planmäßig  auf  eine  zweck- 
mäßige Verteilung  und  Regelung  der  für  ihre  Rechnung  aus- 
zuführenden Arbeiten  Bedacht  nehmen.  Insbesondere  sei  darauf 
zu  sehen,  daß  die  Arbeiten,  die  nicht  unbedingt  an  die  Jahreszeit 
oder  an  bestimmte  Termine  gebunden  seien,  möglichst  in  solche 
Monate  verlegt  würden,  in  denen  ein  Mangel  an  Arbeitsgelegenheit 
zu  befürchten  sei.  Dies  gelte  namentlich  von  solchen  Arbeiten, 
bei  denen  auch  nicht  gelernte  Arbeiter  Verwendung  finden  könnten. 
Andererseits  müßten  aber  auch  Vorkehrungen  getroffen  werden, 
um  einen  zu  großen  Zufluß  Arbeitsloser  nach  einzelnen  Orten 
tunlichst  zu  verhindern.  Deshalb  sollten  bei  Arbeiten  der  erwähnten 
Art  von  den  Kommunen  nur  solche  Leute  beschäftigt  werden, 
die  in  dem  betreffenden  Orte  den  Unterstützungswohnsitz  haben 
und  dort  wenigstens  bereits  eine  bestimmte  Zeit  in  regelmäßiger 
Arbeit  gewesen  sind«.  Soweit  der  Ministerialerlaß,  der  im  Rahmen 
dieser  Erörterung  keiner  weiteren  Ausführung  mehr  bedarf. 

Nicht  selten  hört  man  namentlich  von  sozialistischen  Bänken 
die  Forderung,  daß  die  rechtliche  Grundlage  für  die  Arbeitslosen- 
beschäftigung das  Recht  auf  Arbeit  bilden  müsse.  Schon  oben 
ist  das  Recht  auf  Arbeit  als  das  gekennzeichnet  worden,  was  es 
in  Wirklichkeit  ist,  als  eine  Chimäre.  Selbst  der  Sozialdemokrat 
Adolf  Braun  führte  1 900  in  Kopenhagen  auf  einem  Kongreß  über 
Arbeitslosigkeit  aus,  »daß  über  das  Recht  auf  Arbeit  z.  B.  bei 
den  Deutschen  sehr  verschiedene  Auffassungen  herrschen.  Das 
Recht  auf  Arbeit  steht  bekanntlich  schon  im  preußischen  all- 
gemeinen Landrecht.  Es  rief  1848  die  Nationalwerkstätten  hervor. 
Nun  verbindet  Macdonald  noch  das  Recht  auf  Arbeit  mit  dem 
fair  wages.  Aber  diese  Forderung  kann  die  kapitalistische  Ge- 
sellschaft nicht  erfüllen.  Wir  müssen  deshalb  mit  Palliativmitteln 
die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  in  ihren  Wirkungen  zu  mildern 
suchen,  indem  wir  mit  Sismondi  sagen,  daß  die  Unternehmer  für 
den  Schaden  haftbar  seien,  den  sie  der  Arbeiterklasse  durch  Arbeits- 
losigkeit zufügen«.  Hier  stellt  also  selbst  ein  Sozialist  wie  Braun 
das  Recht  auf  Arbeit  bei  der  jetzigen  Gesellschaftsordnung  als 
eine  faktische  Unmöglichkeit  hin.  Und  dennoch  finden  sich  nicht 
wenige  Anhänger  dieser  Theorie,  ja,  unter  ihnen  ein  Realpolitiker 
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wie  Bismarck.  Noch  auf  dem  zweiten  deutschen  Städtetage,  am 
2.  Juni  19 10,  führte  der  Kölner  Oberbürgermeister  Wallraff  aus, 
»daß  ein  Recht  auf  Arbeit  im  Reiche  noch  nicht  anerkannt  sei, 
aber  man  habe  doch  heute  schon  die  Auffassung,  als  sei  diese 
Anerkennung  notwendig«  (Düsseldorfer  Generalanzeiger). 

Wir  werden  zu  der  heute  geltenden  rechtlichen  Grundlage 
der  Arbeitslosenbeschäftigung  am  ehesten  kommen,  wenn  wir  den 
Motiven  Bismarcks  folgen,  die  ihn  1884  zur  Anerkennung  des 
Rechts  auf  Arbeit  bewogen.  Bismarcks  Auffassung  beruht  auf 
einer  sehr  umstrittenen  Interpretation  des  preußischen  allgemeinen 
Landrechtes.  Das  preußische  Landrecht  vom  5.  Februar  1794  stellt 
in  seinem  zweiten  Teil  unter  der  Überschrift:  »Von  Armenanstalten 
und  anderen  milden  Stiftungen«  im  §  1  zunächst  die  Verpflich- 
tung des  Staates  fest,  für  alle  Bürger  zu  sorgen,  die  sich  selbst 
nicht  ernähren  können  oder  von  anderen  Privatpersonen,  die  dazu 
verpflichtet  sind,  nicht  ernährt  werden.  Der  §  2  bestimmt  dann 
weiter:  »Denjenigen,  welchen  es  nur  an  Mitteln  und  Gelegenheit, 
ihren  und  der  Ihrigen  Unterhalt  selbst  zu  verdienen,  ermangelt, 
sollen  Arbeiten,  die  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  gemäß  sind, 
angewiesen  werden.«  Der  §  3  weist  dann  die  Trägen  und  Faulen 
oder  solche,  die  aus  anderen  unordentlichen  Neigungen  nicht 
arbeiten  wollen,  ins  Arbeitshaus.  Wenn  es  schon  schwer  hält, 
aus  den  Worten  dieses  Gesetzes  ein  Recht  auf  Arbeit  herauszu- 
lesen, so  steht  demgegenüber  aber  fest,  daß  es  nie  im  Sinne  der 
Motive  dieses  Gesetzes  gelegen  hat,  ein  solches  Recht  zu  konstatieren. 
Ob  übrigens  der  §  2  des  Gesetzes  die  Quelle  für  ein  subjektives 
Recht  bilden  kann  —  denn  als  solches  muß  das  Recht  auf  Arbeit 
doch  immerhin  gelten  —  erscheint  a  limine  fraglich.  Die  communis 
oppinio  in  der  Interpretation  des  preußischen  Landrechtes  hat  sich 
denn  auch  der  Auffassung  Bismarcks  nie  anzuschließen  vermocht. 
Bismarck  mag  selbst  nicht  so  ganz  von  seinem  Rechtstitel  für  das 
Recht  auf  Arbeit  überzeugt  gewesen  sein,  denn  sonst  hätte  er 
sich  nicht  bei  der  Begründung  seines  Standpunktes  so  sehr  auf 
die  »ganzen  sittlichen  Verhältnisse  seiner  Zeit«  berufen.  Was  das 
preußische  allgemeine  Landrecht  von  1794  enthält,  ist  das  Recht 
auf  Existenz.  Bei  ihm  kann  von  einem  subjektiven  Recht  mit 
einem  vertretbaren  Rechtsanspruch  nicht  die  Rede  sein.  Der 
Staat  hat  die  Verpflichtung,  dem  Armen  das  zu  gewähren,  was 
er  zum  notdürftigen  Lebensunterhalt  bedarf,  aber  der  einzelne 
hat  keinen  klagbaren  Rechtsanspruch  an  den  Staat.  Das  Recht 
auf  Arbeit  hingegen  gewährt  dem  Arbeitslosen  einen  Rechtsan- 
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Spruch  an  den  Staat  auf  solche  Beschäftigung,  die  den  Gewohn- 
heiten und  Fähigkeiten  des  Arbeiters  angepaßt  erscheint,  und 
deren  Lohn  ihm  und  den  Seinen  den  gewohnten  Standard  of  life 
sicherstellt.  Das  Recht  auf  Arbeit  unterscheidet  sich  also  erheb- 
lich von  dem  Recht  auf  Existenz.  Letzteres  ist,  wie  es  im  preußi- 
schen Landrecht  zur  Anerkennung  gekommen  war,  mit  in  die 
Reichsgesetzgebung  hinübergenommen  worden.  Die  rechtliche 
Grundlage  für  Arbeitslosenbeschäftigung  bildet  das  heute  geltende 
Armenrecht,  also  das  Unterstützungswohnsitzgesetz  von  1870  mit 
seinen  Novellen  von  1894,  1908,  und  das  Freizügigkeitsgesetz 
von  1867.  Aber  auch  heute  besteht  für  den  Armen,  für  den  Be- 
schäftigungslosen kein  subjektives  Recht,  sondern  der  Armen- 
verband hat  gegenüber  dem  Staat  die  öffentliche  Verpflichtung, 
für  die  Armen  zu  sorgen.  Die  heutige  Arbeitslosenfürsorge  ist 
nun  über  die  Grenzen  dieses  geltenden  Rechtes  weit  hinausgegangen 
und  die  Städte  haben,  ohne  dazu  verpflichtet  zu  sein,  weit  mehr 
getan,  als  die  Gesetze  ihnen  vorschreiben.  Nicht  kraft  gesetzlicher 
Verpflichtung  übernehmen  die  Verwaltungen  diese  Mehrleistung; 
diese  ist  vielmehr  Ausfluß  fortschreitender  sozialer  Interessie- 
rung. Schon  Bismarck  motivierte  seine  Arbeitslosenfürsorge  mit 
der  sittlichen  Überzeugung  seiner  Zeit.  Standen  damals  auch 
soziale  Forderungen  nicht  so  im  Vordergrunde  jeder  Politik  wie 
heute,  so  dürfte  Bismarck  doch  unter  der  sittlichen  Überzeugung 
seiner  Zeit  nichts  anderes  gemeint  haben,  als  ein  allgemeines  Inter- 
esse an  der  Verwirklichung  sozialer  Postulate.  Heute  sind  sich 
Staat  und  Gemeinde  ihrer  sozialen  Aufgaben  und  Pflichten  ganz 
allgemein  vollbewußt.  Die  öffentlichen  Gemeinwirtschaften  be- 
trachten es  heute  als  ihre  Pflicht,  eine  bewußte,  planmäßige  Politik 
im  Interesse  der  Arbeitslosen  zu  treiben.  In  den  Parlamenten 
findet  sich  denn  auch  bei  den  Arbeitslosendebatten  diese  Auf- 
fassung als  die  selbstverständliche  Grundlage.  Beigeordneter  Fuchs- 
Köln  gibt  das  wieder,  wenn  er  sagt:  »Die  Stadt  muß  im  Falle 
eines  Notstandes  eintreten,  es  bleibt  ihr  nichts  anderes  übrig.«  Der 
Sozialpolitiker  des  Zentrums,  Abgeordneter  Trimborn,  sprach  bei 
Anlaß  der  Arbeitsloseninterpellation  1 908  im  Reichstag  unter  Zu- 
stimmung des  Hauses  von  einer  »Verpflichtung  ex  professo«  seitens 
des  Staates  und  der  Gemeinden,  sich  der  Arbeitslosen  anzunehmen. 
So  halten  Staat  und  Gemeinden  es  heute  für  ihre  soziale  Ehren- 
pflicht, hervorgegangen  aus  dem  Gefühle  der  Humanität,  für  die 
Arbeitslosen  zu  sorgen. 


Lebenslauf. 


Ich,  Peter  Paul  Meyer,  bin  geboren  am  19.  August  1885  zu 
Elberfeld  als  Sohn  des  Gewerbetreibenden  Otto  Meyer.  Ich  be- 
suchte acht  Jahre  die  Elementarschule  meiner  Vaterstadt  und  war 
dann  mehrere  Jahre  im  Geschäfte  meines  Vaters  tätig.  Nach  kurzer 
Vorbereitung  wurde  ich  Schüler  des  Progymnasiums  in  Rietberg  i.  W., 
später  des  Gymnasiums  in  Wipperfürth.  PI  erbst  1 907  suchte  ich  die 
Universität  in  Bonn  auf,  um  dort  Staatswissenschaften  zu  studieren. 
Diese  Studien  setzte  ich  vom  Wintersemester  1908  ab  an  der  Uni- 
versität in  Jena  fort.  Dort  bestand  ich  191 2  das  nationalökonomische 
Diplomexamen.  Auf  Grund  dieser  Dissertation  wurde  ich  im  Fe- 
bruar 1913  zur  mündlichen  Prüfung  zugelassen. 

Allen  meinen  Lehrern,  besonders  Herrn  Geheimrat  Prof. 
Dr.  Pierstorff,  Jena,  möchte  ich  auch  an  dieser  Stelle  für  ihre 
wohlwollende  Förderung  bestens  danken. 


Fürstlich  priv.  Hofbuchdruckerei  (F.  Mitzlaff) 
Rudolstadt. 


